Gesetz uber den Brandschutz, die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz
(BHKG)

Landesrecht Nordrhein-Westfalen

Titel: Gesetz Uiber den Brandschutz, die Normgeber: Nordrhein-Westfalen
Hilfeleistung und den Katastrophenschutz (BHKG)
Amtliche Abkiirzung: BHKG Gliederungs-Nr.: 213

Normtyp: Gesetz

(Inhaltsverzeichnis und amtliche Hinweise wurden ausgeblendet)

§ 1 BHKG - Ziel und Anwendungsbereich

(1) Ziel dieses Gesetzes ist es, zum Schutz der Bevélkerung vorbeugende und abwehrende MaBnahmen zu
gewahrleisten

1. bei Brandgefahren (Brandschutz),

2. bei Unglicksfallen oder solchen 6ffentlichen Notstanden, die durch Naturereignisse, Explosionen
oder ahnliche Vorkommnisse verursacht werden (Hilfeleistung) und

3. bei GroBeinsatzlagen und Katastrophen (Katastrophenschutz).
(2) Im Sinne von Absatz 1 Nummer 3 ist:

1. eine GroBeinsatzlage ein Geschehen, in dem Leben oder Gesundheit zahlreicher Menschen, Tiere
oder erhebliche Sachwerte geféhrdet sind und aufgrund eines erheblichen Koordinierungsbedarfs
eine ruckwartige Unterstitzung der Einsatzkrafte erforderlich ist, die von einer kreisangehdrigen
Gemeinde nicht mehr gewahrleistet werden kann, vergleichbare Ereignisse in kreisfreien Stadten
gelten ebenfalls als GroBeinsatzlage;

2. eine Katastrophe ein Schadensereignis, welches das Leben, die Gesundheit oder die
lebensnotwendige Versorgung zahlreicher Menschen, Tiere, natlrliche Lebensgrundlagen oder
erhebliche Sachwerte in so ungewdhnlichem Ausmalf gefahrdet oder wesentlich beeintrachtigt, dass
der sich hieraus ergebenden Gefahrdung der 6ffentlichen Sicherheit nur wirksam begegnet werden
kann, wenn die zustandigen Behdrden und Dienststellen, Organisationen und eingesetzten Krafte
unter einer einheitlichen Gesamtleitung der zustandigen Katastrophenschutzbehdérde
zusammenwirken.

(3) Dieses Gesetz gilt nicht, soweit vorbeugende und abwehrende MaBnahmen nach Absatz 1 aufgrund
anderer Rechtsvorschriften gewéahrleistet sind. Bis zum Eingreifen der danach zustandigen Stelle treffen die in
§ 2 Absatz 1 genannten Aufgabentrager unter Beachtung ihrer Aufgaben nach Absatz 1 im Wege des ersten
Zugriffs bei bestehender oder unmittelbar bevorstehender konkreter Gefahrdung von Leben, Tieren,
Gesundheit, natiirlichen Lebensgrundlagen oder Sachen die erforderlichen MaBnahmen.

(4) Der Brandschutz, die Hilfeleistung und der Katastrophenschutz bauen auf der Selbsthilfeféahigkeit der
Bevdlkerung auf und erganzen diese um die im &ffentlichen Interesse gebotenen MaBnahmen.

§ 2 BHKG - Aufgabentrager
(1) Aufgabentrager sind

1. die Gemeinden fir den Brandschutz und die Hilfeleistung,
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2. die Kreise fiir den Brandschutz und die Hilfeleistung, soweit ein tberértlicher Bedarf besteht,
die Kreise und die kreisfreien Stadte fir den Katastrophenschutz und

4. das Land fur die zentralen Aufgaben des Brandschutzes, der Hilfeleistung und des
Katastrophenschutzes.

w

(2) Die Gemeinden und Kreise nehmen die Aufgaben nach diesem Gesetz als Pflichtaufgaben zur Erfiillung
nach Weisung wahr.

(3) Gemeinden und Kreise kénnen zur Wahrnehmung einzelner Aufgaben nach diesem Gesetz
offentlich-rechtliche Vereinbarungen gemaB den Regelungen des Gesetzes ber kommunale
Gemeinschaftsarbeit in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 1979 (GV. NRW. 5. 621) in der
jeweils geltenden Fassung abschlieBen. Dabei sind die Belange der ehrenamtlichen Feuerwehrangehérigen
besonders zu berticksichtigen.

§ 3 BHKG - Aufgaben der Gemeinden

(1) Far den Brandschutz und die Hilfeleistung unterhalten die Gemeinden den értlichen Verhaltnissen
entsprechende leistungsfahige Feuerwehren als gemeindliche Einrichtungen. Sie sind im Katastrophenschutz
und bei der Umsetzung der von dem fir Inneres zustandigen Ministerium ergangenen Vorgaben zur
landesweiten Hilfe unter Federfihrung des Kreises zur Mitwirkung verpflichtet und gemeinsam mit dem Kreis
fir die Warnung der Bevélkerung verantwortlich.

(2) Die Gemeinden treffen MaBnahmen zur Verhltung von Branden. Sie stellen eine den értlichen
Verhaltnissen angemessene Léschwasserversorgung sicher. Stellt die Bauaufsichtsbehdrde auf der
Grundlage einer Stellungnahme der zustandigen Brandschutzdienststelle fest, dass im Einzelfall wegen einer
erhbhten Brandlast oder Brandgefahrdung eine besondere Léschwasserversorgung und -riickhaltung
erforderlich ist, hat hierflr die Eigentiimerin oder der Eigentiimer, die Besitzerin oder der Besitzer oder ein
sonstiger Nutzungsberechtigter Sorge zu tragen.

(3) Die Gemeinden haben unter Beteiligung ihrer Feuerwehr Brandschutzbedarfspldne und Pléane fir den
Einsatz der 6ffentlichen Feuerwehr aufzustellen, umzusetzen und spatestens alle flinf Jahre fortzuschreiben.

(4) Die Gemeinden sorgen nach MaBgabe des § 32 fiir die Aus- und Fortbildung der Angehdrigen ihrer
Feuerwehr.

(5) Die Gemeinden sollen ihre Einwohner Uber die Verhiitung von Branden, den sachgerechten Umgang mit
Feuer, das Verhalten bei Branden (Brandschutzerziehung und Brandschutzaufklarung) und Gber
Méglichkeiten der Selbsthilfe aufklaren.

(6) Die Bezirksregierung kann den Gemeinden nach Beteiligung der Kreise zuséatzliche Einsatzbereiche flr
ihre Feuerwehr auf Bundesautobahnen, autobahnahnlichen StraBen sowie WasserstraBen und
Eisenbahnstrecken zuweisen. Berlhrt ein Einsatzbereich mehrere Regierungsbezirke, so entscheidet das fir
Inneres zustandige Ministerium.

(7) Far die kreisfreien Stadte qilt § 4 Absatz 2 bis 6 entsprechend.

§ 4 BHKG - Aufgaben der Kreise

(1) Die Kreise unterhalten Einheiten und Einrichtungen fir den Brandschutz und die Hilfeleistung, soweit ein
Uberdrtlicher Bedarf besteht. Sie beraten und unterstiitzen die kreisangehérigen Gemeinden in der
Wahrnehmung der ihnen obliegenden Aufgaben, soweit dafir ein Bedarf besteht. Nach MaBgabe des § 32
sorgen sie fir die weitergehende Aus- und Fortbildung der Feuerwehrangehérigen ihrer kreisangehdrigen
Gemeinden. Gemeinsam mit ihren kreisangehérigen Gemeinden sind sie fir die Warnung der Bevdlkerung
verantwortlich.

(2) Die Kreise treffen die erforderlichen MaBnahmen zur Vorbereitung der Bekdmpfung von GroBeinsatzlagen
und Katastrophen. Sie leiten und koordinieren den Einsatz zur Gefahrenabwehr. Hierflr halten sie Einheiten
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sowie Einrichtungen vor.

(3) Die Kreise haben Plane fur GroBeinsatzlagen und Katastrophen (Katastrophenschutzplane) sowie
Sonderschutzplane fir besonders gefahrliche Objekte ( § 29 Absatz 1 ), Betriebsbereiche mit erweiterten
Pflichten ( § 30 ) und bergbauliche Abfallentsorgungseinrichtungen ( § 31 ) aufzustellen. Diese sind, soweit
nicht anders geregelt, spatestens alle finf Jahre fortzuschreiben. Die kreisangehdrigen Gemeinden sind zu
beteiligen.

(4) Die Kreise unterhalten nach MaBgabe des § 28 eine einheitliche Leitstelle fiir den Brandschutz, die
Hilfeleistung, den Katastrophenschutz und den Rettungsdienst sowie nach MaBgabe des § 38 eine
Auskunftsstelle.

(5) Die Kreise unterrichten sich gegenseitig, soweit eine Gefdhrdung benachbarter Gebietskdrperschaften
nicht sicher auszuschlieBen ist sowie in den Fallen, in denen im eigenen Zustandigkeitsbereich die Warnung
und Information der Bevdélkerung durchgefihrt wurde.

(6) Die Kreise legen fest, wann die Mittel zur Bewaltigung von GroBeinsatzlagen und Katastrophen auch zu
Zwecken eingesetzt werden, die keine Ereignisse nach § 1 Absatz 2 sind.

§ 5 BHKG - Aufgaben des Landes

(1) Das Land fordert den Brandschutz, die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz durch Zuwendungen an
die Gemeinden und Kreise, durch Beschaffungen und eigene organisatorische und konzeptionelle
MaBnahmen insbesondere fir landesweit koordinierte Hilfe. Die Bezirksregierungen stellen fir die landesweit
koordinierte Hilfe in Absprache mit den Aufgabentragern Alarm- und Einsatzplane auf, die spatestens alle
finf Jahre fortzuschreiben und ereignisbezogen anzupassen sind.

(2) Das Land halt beim fir Inneres zustandigen Ministerium einen Krisenstab der Landesregierung und bei
den Bezirksregierungen Krisenstabe vor, die bei Bedarf zu aktivieren sind.

(3) Das Land unterhalt eine zentrale Aus- und Fortbildungsstatte mit Kompetenzzentren zur Verbesserung
und Weiterentwicklung des Brandschutzes, der Hilfeleistung und des Katastrophenschutzes.

(4) Das Land unterstitzt die Sicherheitsforschung und -normung im Anwendungsbereich dieses Gesetzes.

(5) Das Land trifft die erforderlichen zentralen MaBnahmen. Es kann den Einsatz der Feuerwehren und der
weiteren Einheiten des Katastrophenschutzes sowie Ubungen anordnen.

§ 6 BHKG — Brandschutz, Hilfeleistung und Katastrophenschutz auf dem Rhein

(1) Far den Brandschutz, die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz auf dem Rhein (Gefahrenabwehr auf
dem Rhein) werden Ldschboote mit regionalen Einsatzbereichen vorgehalten. Der Betrieb der Léschboote ist
Aufgabe der ortlich zustéandigen Aufgabentrager des Brandschutzes, der Hilfeleistung und des
Katastrophenschutzes im regelmaBigen Einsatzbereich eines Léschbootes.

(2) Das fur Inneres zustandige Ministerium bestimmt die Organisation der Gefahrenabwehr auf dem Rhein. Es
legt nach Anhérung der kommunalen Spitzenverbande die Einsatzbereiche der Léschboote fest.

(3) Die Aufgabentrager nach Absatz 1 Satz 2 im regelméaBigen Einsatzbereich eines Léschbootes regeln nach
Festlegung des regelmaBigen Einsatzbereichs den Betrieb des Léschbootes durch eine éffentlich-rechtliche
Vereinbarung nach dem Gesetz Uber kommunale Gemeinschaftsarbeit als Pflichtregelung. Solange die
Aufgabentrager nach Satz 1 keine anderweitige Vereinbarung treffen, bilden sie eine Tragergemeinschaft. In
der Tragergemeinschaft Gbernimmt einer von ihnen die Aufgabe der Gefahrenabwehr auf dem Rhein im
Bereich der Tragergemeinschaft in seine Zustandigkeit (Kerntrager). Soweit keine anderweitige Vereinbarung
getroffen wird, ist dies der Trager, in dessen Gebiet das Léschboot stationiert ist.
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§ 7 BHKG - Arten

(1) Feuerwehren im Sinne dieses Gesetzes sind 6ffentliche Feuerwehren (Berufsfeuerwehren, Freiwillige
Feuerwehren, Pflichtfeuerwehren) und betriebliche Feuerwehren (Betriebsfeuerwehren, Werkfeuerwehren).

(2) Freiwillige Feuerwehr und Berufsfeuerwehr sind die Feuerwehr der Gemeinde. Dies gilt auch fir die
Pflichtfeuerwehr.

(3) Bei den Feuerwehren sind die besonderen Belange der Menschen mit Behinderung angemessen zu
beriicksichtigen.

§ 8 BHKG - Berufsfeuerwehren

(1) GroBe kreisangehdrige Gemeinden kdnnen neben einer Freiwilligen Feuerwehr eine Berufsfeuerwehr
einrichten. Die kreisfreien Stadte sind hierzu verpflichtet.

(2) Das Einsatzpersonal der Berufsfeuerwehren wird aus hauptamtlichen Kraften gebildet, die zu Beamtinnen
und Beamten des feuerwehrtechnischen Dienstes zu ernennen sind.

§ 9 BHKG - Ehrenamtliche Angehorige der Feuerwehr

(1) Die im Einsatzdienst tatigen Angehdrigen der Freiwilligen Feuerwehr (Einsatzabteilung) sind freiwillig und
ehrenamtlich im Dienst der Gemeinde tétig. Sie werden durch die Leiterin oder den Leiter der Feuerwehr
aufgenommen, befdrdert und entlassen; die Leiterin oder der Leiter der Feuerwehr ist zugleich Vorgesetzte
oder Vorgesetzter. Mit dem Eintritt in die Feuerwehr entsteht fiir die Angehérigen der Freiwilligen Feuerwehr
die Verpflichtung zur Teilnahme am Einsatz-, Ubungs-, Ausbildungs- und Fortbildungsdienst sowie an
sonstigen Veranstaltungen im Aufgabenbereich dieses Gesetzes auf Anforderung der Leiterin oder des
Leiters der Feuerwehr.

(2) Einer Freiwilligen Feuerwehr kénnen auch Personen angehdren, die freiwillig und ehrenamtlich zur
Erfallung der Aufgaben der Feuerwehr nach diesem Gesetz auf andere Weise als durch die Mitwirkung im
Einsatzdienst beitragen. Absatz 1 findet entsprechende Anwendung.

(3) Die Aufgabentrager des Brandschutzes férdern die Tatigkeit im Ehrenamt und widmen dem Ehrenamt zur
Erhaltung einer leistungsfahigen Feuerwehr besondere Aufmerksamkeit.

§ 10 BHKG — Hauptamtliche Krafte der Freiwilligen Feuerwehr

Far den Betrieb einer stédndig besetzten Feuerwache der Freiwilligen Feuerwehr kann die Gemeinde
hauptamtliche Kréafte einstellen, die zu Beamtinnen und Beamten des feuerwehrtechnischen Dienstes zu
ernennen sind. GroBe kreisangehdrige Stadte und Mittlere kreisangehérige Stadte sind hierzu verpflichtet. Die
Bezirksregierung kann Ausnahmen zulassen, wenn der Brandschutz und die Hilfeleistung in der Kommune
gewahrleistet sind.

§ 11 BHKG - Leitung der Freiwilligen Feuerwehr

(1) Der Rat bestellt auf Vorschlag der Kreisbrandmeisterin oder des Kreisbrandmeisters und nach Anhérung
der Feuerwehr durch die Gemeinde, eine Leiterin oder einen Leiter der Feuerwehr und bis zu zwei
Stellvertreterinnen oder Stellvertreter (stellvertretende Leiterin der Feuerwehr, stellvertretender Leiter der
Feuerwehr). Sie werden durch die Blirgermeisterin oder den Biirgermeister ernannt. Soweit die Leiterin oder
der Leiter der Feuerwehr ehrenamtlich tatig ist, ist sie oder er ebenso wie ehrenamtliche Stellvertreterinnen
und Stellvertreter in ein Ehrenbeamtenverhaltnis auf Zeit zu berufen. Bei der Anhdrung nach Satz 1 ist die
Kreisbrandmeisterin oder der Kreisbrandmeister zu beteiligen.

(2) Verfugt die Freiwillige Feuerwehr Uber eine stdndig mit mindestens sechs hauptamtlichen Funktionen fur

den Brandschutz und die Hilfeleistung besetzte Feuerwache, Gibernimmt deren Leiterin oder Leiter zugleich
entweder die Funktion der Leiterin oder des Leiters der Feuerwehr oder die Funktion der stellvertretenden
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Leiterin oder des stellvertretenden Leiters der Feuerwehr. Fiir die Wahrnehmung dieser Aufgabe gelten die
Regelungen zur ehrenamtlichen Leiterin der Feuerwehr, zum ehrenamtlichen Leiter der Feuerwehr und deren
Vertreterinnen und Vertreter entsprechend.

(3) Die Amtszeit der ehrenamtlichen Leiterin der Feuerwehr, des ehrenamtlichen Leiters der Feuerwehr, der
stellvertretenden Leiterinnen der Feuerwehr und der stellvertretenden Leiter der Feuerwehr betragt

sechs Jahre. Sie missen fur ihr Amt persdnlich und fachlich geeignet sein und haben dieses, sofern eine
Vertretung nicht méglich ist, so lange fortzufiihren, bis eine Nachfolgerin oder ein Nachfolger bestellt ist. Sie
kénnen von ihrem Amt aus persénlichen Grinden vorzeitig zurlicktreten. Die fir Bedienstete der Gemeinde
geltenden Bestimmungen des § 73 der Gemeindeordnung fur das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), die zuletzt durch Gesetz vom 3. Februar 2015
(GV. NRW. S. 208) geandert worden ist, finden Anwendung.

(4) Eine Freiwillige Feuerwehr, die neben einer Berufsfeuerwehr besteht, wird von der Leiterin oder dem
Leiter der Berufsfeuerwehr gefuhrt. Die Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr, die das 16. Lebensjahr
vollendet haben, wahlen aus ihren Reihen flr die Dauer von sechs Jahren eine Sprecherin oder einen
Sprecher sowie bis zu zwei Stellvertreterinnen oder Stellvertreter, die die Belange der Freiwilligen Feuerwehr
gegeniiber der Leiterin oder dem Leiter der Berufsfeuerwehr vertreten. Wahlbar ist, wer tber eine
ausreichende Fuhrungsausbildung in der Freiwilligen Feuerwehr verfiigt. Die Sprecherin oder der Sprecher
der Freiwilligen Feuerwehr ist in alle wesentlichen Entscheidungen, die ihre oder seine Aufgabe betreffen,
einzubeziehen.

(5) Die Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr wahlen in jeder Einheit eine Vertrauensperson.
Vertrauenspersonen sollen die Einheitsleiterin oder den Einheitsleiter bei der Wahrnehmung der
FOhrungsaufgaben unterstiitzen, indem sie den Zusammenhalt férdern, zur Integration des Einzelnen in die
Einheit beitragen, Konflikten vorbeugen und an der Bewaltigung bestehender Konflikte mitwirken.
Vertrauenspersonen haben ein jederzeitiges unmittelbares Vortragsrecht bei der Einheitsleiterin oder dem
Einheitsleiter und im Ausnahmefall bei der Leiterin oder dem Leiter der Feuerwehr, deren Stellvertreterinnen
und Stellvertretern. Bei einer Freiwilligen Feuerwehr, die neben einer Berufsfeuerwehr besteht, tritt die
Sprecherin oder der Sprecher nach Absatz 4 Satz 2 bis 4 an die Stelle der Leiterin oder des Leiters der
Feuerwehr. Die Amtszeit einer Vertrauensperson betragt sechs Jahre. Ein vorzeitiger Rucktritt vom Amt ist
mdglich.

(6) Fur Leiterinnen, Leiter, stellvertretende Leiterinnen und stellvertretende Leiter der Feuerwehr gelten § 12
Absatz 7 und §§ 20 bis 22 entsprechend.

§ 12 BHKG - Kreisbrandmeisterinnen und Kreisbrandmeister,
Bezirksbrandmeisterinnen und Bezirksbrandmeister

(1) Die Kreisbrandmeisterin oder der Kreisbrandmeister unterstutzt die Landratin oder den Landrat bei der
Aufsicht Uber die 6ffentlichen Feuerwehren und bei der Durchfiihrung der dem Kreis tbertragenen Aufgaben.
Bei Freiwilligen Feuerwehren und Pflichtfeuerwehren kann die Kreisbrandmeisterin oder der
Kreisbrandmeister die Leitung des Einsatzes Gbernehmen.

(2) Der Kreistag bestellt auf Vorschlag der Landrétin oder des Landrats, die oder der zuvor die Leiterinnen
und Leiter der Feuerwehren und Berufsfeuerwehren im Kreis sowie die Bezirksbrandmeisterin oder den
Bezirksbrandmeister angehért hat, eine Kreisbrandmeisterin oder einen Kreisbrandmeister und bis zu zwei
ehrenamtliche Stellvertreterinnen oder Stellvertreter. Der Kreistag entscheidet zugleich, ob die
Kreisbrandmeisterin oder der Kreisbrandmeister die Tatigkeit im Ehren- oder im Hauptamt wahrnimmt. Die
Kreisbrandmeisterin, der Kreisbrandmeister und die Vertreterinnen und Vertreter werden durch die Landrétin
oder den Landrat ernannt. Kreisbrandmeisterinnen und Kreisbrandmeister durfen nicht gleichzeitig der
Leitung der Feuerwehr einer kreisangehérigen Gemeinde angehéren.

(3) Die ehrenamtliche Kreisbrandmeisterin oder der ehrenamtliche Kreisbrandmeister und die ehrenamtlichen
Stellvertreterinnen und Stellvertreter sind in ein Ehrenbeamtenverhaltnis zu berufen. lhre Dienstzeit endet
spatestens mit Erreichen der Hchstaltersgrenze fur die Mitwirkung im aktiven Feuerwehrdienst ( § 9 Absatz 1
Satz 1). Sie missen flr ihr Amt persénlich und fachlich geeignet sein und haben dieses, sofern eine
Vertretung nicht méglich ist, so lange fortzufiihren, bis eine Nachfolgerin oder ein Nachfolger bestellt ist. Sie
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kénnen von ihrem Amt aus persédnlichen Grinden vorzeitig zurticktreten. Die fir Bedienstete des Kreises
geltenden Bestimmungen des § 49 Kreisordnung fir das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 646), zuletzt geadndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
9. April 2013 (GV. NRW. S. 194), in Kraft getreten am 26. Mai 2014, finden Anwendung.

(4) Die hauptamtliche Kreisbrandmeisterin oder der hauptamtliche Kreisbrandmeister muss mindestens Uber
eine der Befahigung fir die Laufbahn des ersten Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 2 des
feuerwehrtechnischen Dienstes vergleichbare feuerwehrtechnische Qualifikation sowie lber die Qualifikation
zur Leiterin oder zum Leiter der Feuerwehr verfigen. Ausnahmsweise genlgt es, wenn sichergestellt ist, dass
die betreffende Person die Qualifikation in angemessener Frist erwerben wird.

(5) Die Bezirksregierung ernennt nach Anhérung der Kreisbrandmeisterinnen und Kreisbrandmeister im
Bezirk eine Bezirksbrandmeisterin oder einen Bezirksbrandmeister und eine Stellvertreterin oder einen
Stellvertreter. Sie sind in ein Ehrenbeamtenverhaltnis auf Zeit zu berufen. Die Bezirksbrandmeisterin oder der
Bezirksbrandmeister sowie die Stellvertreterin oder der Stellvertreter unterstiitzen die Bezirksregierung bei
der Aufsicht Gber die Freiwilligen Feuerwehren und ber die Pflichtfeuerwehren in Gemeinden ohne
Berufsfeuerwehr.

(6) Die Amtszeit der Bezirksbrandmeisterin oder des Bezirksbrandmeisters und der Stellvertreterin oder des
Stellvertreters betragt sechs Jahre. Sie missen fir ihr Amt persdnlich und fachlich geeignet sein und haben
dies, sofern eine Vertretung nicht mdglich ist, so lange fortzufiihren, bis eine Nachfolgerin oder ein Nachfolger
bestellt ist. Sie kénnen von ihrem Amt aus personlichen Griinden vorzeitig zurlickireten oder aus wichtigem
Grund vor Ablauf ihrer Amtszeit abberufen werden.

(7) Bezirksbrandmeisterin, Bezirksbrandmeister, ehrenamtliche Kreisbrandmeisterin, ehrenamtlicher
Kreisbrandmeister sowie ihre Stellvertreterinnen und Stellvertreter erhalten eine Reisekostenpauschale und
eine Aufwandsentschadigung. Werden die vorgenannten Funktionen hauptamtlich wahrgenommen, kann eine
Aufwandsentschadigung gezahlt werden. Die Hohe der Betrage ist fiir Kreisbrandmeisterinnen,
Kreisbrandmeister sowie ihre Stellvertreterinnen und Stellvertreter von den Kreisen und fir
Bezirksbrandmeisterinnen und Bezirksbrandmeister, ihre Stellvertreterinnen und Stellvertreter von dem fir
Inneres zustandigen Ministerium festzusetzen. Fir die in ihrem Amt wahrzunehmenden Aufgaben gelten § 20
Absatz 2, § 21, § 22 Absatz 1 Satz 2 und 3 sowie Absatz 3 und 4 entsprechend mit der MaBgabe, dass an
die Stelle der Gemeinde bei der ehrenamtlichen Kreisbrandmeisterin und dem ehrenamtlichen
Kreisbrandmeister sowie ihren Stellvertreterinnen und Stellvertretern der Kreis und bei der
Bezirksbrandmeisterin und dem Bezirksbrandmeister und der Stellvertreterin oder dem Stellvertreter das Land
tritt. Der Regelstundensatz ( § 21 Absatz 3 Satz 6 ) und der Hochstbetrag ( § 21 Absatz 3 Satz 8 ) fir
Bezirksbrandmeisterinnen und Bezirksbrandmeister und ihre Stellvertreterinnen und Stellvertreter, soweit sie
beruflich selbststéandig sind, werden von dem fiir Inneres zustéandigen Ministerium festgesetzt. Die értliche
Bestimmung der H6he der Aufwandsentschadigung fiir kommunale Funktionstrager erfolgt in Orientierung an
den Bestimmungen der Entschadigungsverordnung vom 5. Mai 2014 (GV. NRW. S. 276) in der jeweils
geltenden Fassung.

§ 13 BHKG - Kinderfeuerwehren, Jugendfeuerwehren

(1) Die Gemeinde soll in der Freiwilligen Feuerwehr die Bildung einer Jugendfeuerwehr férdern. Angehdrige
einer Jugendfeuerwehr miissen das zehnte Lebensjahr vollendet haben. Die Leiterin oder der Leiter der
Feuerwehr bestellt eine Jugendfeuerwehrwartin oder einen Jugendfeuerwehrwart. Als Jugendfeuerwehrwartin
oder Jugendfeuerwehrwart darf nur tatig werden, wer die hierfir erforderliche Eignung und Befahigung hat.
Angehérige der Jugendfeuerwehr diirfen nur an den fiir sie angesetzten Ubungen und
Ausbildungsveranstaltungen teilnehmen. Mit Zustimmung der Erziehungsberechtigten dirfen sie ab dem
vollendeten 16. Lebensjahr auch auBerhalb der Jugendfeuerwehr zu Ausbildungsveranstaltungen und im
Einsatz zu Tatigkeiten auBerhalb des Gefahrenbereichs herangezogen werden.

(2) In der Freiwilligen Feuerwehr kénnen fur Kinder vom vollendeten sechsten Lebensjahr bis zum
vollendeten zwdlften Lebensjahr Kinderfeuerwehren gebildet werden. Die Leiterin oder der Leiter der
Kinderfeuerwehr wird von der Leiterin oder dem Leiter der Feuerwehr bestellt. Als Leiterin oder Leiter in einer
Kinderfeuerwehr darf nur tatig werden, wer die hierfir erforderliche Eignung und Befahigung hat.
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(3) Kinder- und Jugendfeuerwehren haben insbesondere die Aufgabe, Kinder und Jugendliche an eine
ehrenamtliche Tatigkeit in der drtlichen Gemeinschaft heranzufiihren, den Erwerb sozialer Kompetenzen zu
fordern sowie den Nachwuchs der Freiwilligen Feuerwehren zu gewinnen und heranzubilden. Die Gemeinden
sollen ihnen im Rahmen ihrer Méglichkeiten besondere Aufmerksamkeit widmen und sie férdern.

(4) Die Angehdrigen der Kinder- und der Jugendfeuerwehr sowie die zu ihrer Betreuung und die zur Leitung
einer Kinder- oder Jugendfeuerwehr eingesetzten Personen sind den Gbrigen ehrenamtlichen Angehdrigen
der Feuerwehr gleichgestellt.

§ 14 BHKG - Pflichtfeuerwehren

(1) Die Gemeinde hat eine Pflichtfeuerwehr einzurichten, wenn eine Freiwillige Feuerwehr nicht zustande
kommt oder die bestehende 6ffentliche Feuerwehr einen ausreichenden Brandschutz nicht gewéhrleisten
kann.

(2) Zur Pflichtfeuerwehr kénnen alle Einwohnerinnen und Einwohner vom vollendeten 18. bis zum vollendeten
60. Lebensjahr herangezogen werden, falls die Heranziehung nicht aus einem wichtigen Grund abgelehnt
werden kann. Ob ein wichtiger Grund vorliegt, entscheidet der Rat, sofern er nicht die Entscheidung auf die
Birgermeisterin oder den Burgermeister oder einen Ausschuss Ubertragen hat. Polizeivollzugsbeamtinnen
und Polizeivollzugsbeamte, Einsatzkrafte der anerkannten Hilfsorganisationen, feuerwehrtechnische
Beamtinnen und Beamte, Angehdrige der Werkfeuerwehren sowie die Angehérigen der Bundesanstalt
Technisches Hilfswerk kdnnen zur Pflichtfeuerwehr nicht herangezogen werden.

(3) Far die Herangezogenen gelten die gleichen Rechte und Pflichten wie fiir ehrenamtliche Angehdrige der
Feuerwehr.

§ 15 BHKG - Betriebsfeuerwehren

(1) Von Betrieben oder Einrichtungen zum Schutz der eigenen Anlagen vor Brandgefahren und zur
Hilfeleistung im Betrieb vorgehaltene Brandschutzkrafte kdnnen auf Antrag von der Gemeinde als
Betriebsfeuerwehr anerkannt werden. Vor der Anerkennung ist die zustéandige Brandschutzdienststelle zu
héren. Die Betriebsfeuerwehr muss in der Lage sein, die vom Betrieb oder der Einrichtung ausgehenden
Gefahren eines Brandes, einer Explosion oder eines Schadensereignisses, das eine groB3e Anzahl von
Personen gefahrdet, wirksam zu bekdmpfen. Aufbau, Ausstattung und die Ausbildung der Angehérigen einer
Betriebsfeuerwehr missen den Anforderungen an 6ffentliche Feuerwehren entsprechen. Betriebsfeuerwehren
mussen aus Betriebsangehérigen bestehen, die neben der erforderlichen fachlichen Qualifikation
insbesondere Kenntnisse Uber die Ortlichkeit, die Produktions- und Betriebsablaufe, die betrieblichen
Gefahren- und SchutzmaBnahmen und die besonderen Einsatzmittel verfiigen. Die Gemeinde kann die
Leistungsfahigkeit der Betriebsfeuerwehr Gberpriifen.

(2) Die Zustandigkeit fiir den abwehrenden Brandschutz und die Hilfeleistung verbleibt bei der Gemeinde. Im
Ereignisfall untersteht die Betriebsfeuerwehr der Einsatzleitung nach § 33 .

§ 16 BHKG — Werkfeuerwehren

(1) Werkfeuerwehren sind staatlich angeordnete oder anerkannte Feuerwehren. Die Bezirksregierung
verpflichtet nach Anhérung der Gemeinde Betriebe oder Einrichtungen, bei denen die Gefahr eines Brandes
oder einer Explosion besonders grofB ist oder bei denen in einem Schadensfall eine groBe Anzahl von
Personen gefahrdet wird, eine Werkfeuerwehr aufzustellen und zu unterhalten. Auf Antrag eines Betriebes
oder einer Einrichtung kann die Bezirksregierung eine Betriebsfeuerwehr oder die zum Schutz der eigenen
Anlagen vor Brandgefahren und zur Hilfeleistung im Betrieb oder der Einrichtung vorgehaltenen
Brandschutzkrafte als Werkfeuerwehr anerkennen. Die Werkfeuerwehr besteht in der Regel aus
hauptamtlichen Kréaften. Die Bezirksregierung hat in Zeitabstanden von langstens funf Jahren den
Leistungsstand der Werkfeuerwehren zu Gberprifen.

(2) Die Leistungsfahigkeit der Werkfeuerwehr muss sich an den von dem Betrieb oder der Einrichtung
ausgehenden Gefahren orientieren. Sie muss in Aufbau, Ausstattung und Ausbildung den an 6&ffentliche
Feuerwehren gestellten Anforderungen entsprechen. Die Angehdrigen der Werkfeuerwehr missen dem
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Betrieb oder der Einrichtung angehéren, fur welche die Werkfeuerwehr eingerichtet worden ist. Sie miissen
neben der erforderlichen fachlichen Qualifikation insbesondere {iber Kenntnisse der Ortlichkeit, der
Produktions- und Betriebsablaufe, der betrieblichen Gefahren sowie SchutzmaBnahmen und der besonderen
Einsatzmittel verfliigen.

(3) Benachbarte Betriebe oder Einrichtungen kénnen eine gemeinsame Werkfeuerwehr bilden, welche die
Aufgaben fir die beteiligten Betriebe oder die Einrichtungen gemeinsam wahrnimmt. Gehéren hierzu auch
Betriebe oder Einrichtungen, die bisher Uber keine eigene Werkfeuerwehr verfligen, ist eine Anerkennung der
gemeinsamen Werkfeuerwehr durch die Bezirksregierung erforderlich. Vor der Anerkennung ist die
zustandige Brandschutzdienststelle zu héren. Der Werkfeuerwehr obliegt die Verpflichtung, die
Gefahrenabwehr im Ereignisfall fir den Standort nach einheitlichen Grundsatzen zu organisieren und
umzusetzen. Abweichend von Absatz 2 Satz 3 kénnen die Betriebe oder Einrichtungen den Standortbetreiber
mit der Durchfiihrung der Aufgaben der gemeinsamen Werkfeuerwehr betrauen. Absatz 2 Satz 4 gilt
entsprechend.

(4) Liegt das Betriebsgelande eines Betriebes oder einer Einrichtung mit einer Werkfeuerwehr oder mehrerer
benachbarter Betriebe oder Einrichtungen mit einer gemeinsamen Werkfeuerwehr auf dem Gebiet mehrerer
Gemeinden, Kreise oder Regierungsbezirke, kann die nachsthéhere gemeinsame Aufsichtsbehdrde eine
einheitliche Zustandigkeit fur die Wahrnehmung der den Aufgabentragern nach § 2 Absatz 1 obliegenden
Aufgaben festlegen.

(5) Wird in einem Betrieb oder einer Einrichtung eine Werkfeuerwehr aus dem Grund angeordnet oder
anerkannt, dass bei einem Schadensfall eine groBe Anzahl von Personen geféhrdet wird, die zudem Uber
eine beschrankte Mdglichkeit der Eigenrettung verfiigt, kann der Betrieb oder die Einrichtung mit dem Trager
des Brandschutzes vereinbaren, dass dieser die Aufgaben der Werkfeuerwehr Gbernimmt. Diese
Vereinbarung bedarf der Genehmigung durch die Bezirksregierung.

(6) In Betrieben oder Einrichtungen mit Werkfeuerwehren obliegen den Werkfeuerwehren die Aufgaben des
abwehrenden Brandschutzes und der Hilfeleistung. Offentliche Feuerwehren werden in der Regel nur
eingesetzt, wenn sie angefordert werden. Zwischen dem Trager des Brandschutzes und der Werkfeuerwehr
sind schriftliche Vereinbarungen Uber die Zusammenarbeit fir den Einsatzfall zu treffen. Auf Antrag des
Betriebes oder der Einrichtung kann die Bezirksregierung nach Anhérung der Gemeinde die Werkfeuerwehr
zur Durchfiihrung der Brandverhiitungsschau mit hierzu geeigneten Kréaften erméachtigen. Der Gemeinde ist
Gelegenheit zur Teilnahme zu geben. Sie ist Gber das Ergebnis der Brandverhitungsschau und die zur
Mangelbeseitigung veranlassten MaBnahmen zu unterrichten. Den Werkfeuerwehren obliegen in den
Betrieben oder Einrichtungen auch die Gestellung von Brandsicherheitswachen, die Brandschutzerziehung
sowie die Brandschutzaufklarung und die Selbsthilfe.

§ 17 BHKG - Verbande der Feuerwehren

Die Verbande der Angehdrigen der Feuerwehren (Feuerwehrverbande) betreuen ihre Mitglieder, pflegen den
Zusammenhalt innerhalb der Feuerwehren sowie die Tradition der Feuerwehren, férdern die Ausbildung und

wirken bei der Brandschutzerziehung und Brandschutzaufklarung mit. Durch ihre Facharbeit in den Bereichen
Wissenschaft und Technik férdern sie die Leistungsfahigkeit der Feuerwehren.

§ 18 BHKG — Mitwirkung anerkannter Hilfsorganisationen

(1) Private Hilfsorganisationen helfen bei Unglicksfallen und éffentlichen Notstadnden, GroBeinsatzlagen und
Katastrophen, wenn sie ihre Bereitschaft zur Mitwirkung der obersten Aufsichtsbehdrde gegeniber erklart
haben und diese die allgemeine Eignung zur Mitwirkung und einen Bedarf fir die Mitwirkung festgestellt hat
(anerkannte Hilfsorganisationen). Kreisfreie Stadte und Kreise entscheiden tber die Eignung zur Mitwirkung
von Einheiten im Einzelfall. Uber eine Eignungsfeststellung unterrichten sie ihre Aufsichtsbehérde. Die
mitwirkenden Einheiten kénnen Uber die Leitstelle von der Gemeinde, im Fall des § 4 Absatz 2 Satz 2 vom
Kreis angefordert werden. Sie sind durch die Leitstelle zu alarmieren.

(2) Fur die in § 26 Absatz 1 Satz 2 des Zivilschutz- und Katastrophenhilfegesetzes vom 25. Marz 1997 (
BGBI. | S. 726 ), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 29. Juli 2009 ( BGBI. | S. 2350 ) geandert
worden ist, genannten Organisationen bedarf es einer Erklarung zur Mitwirkung und einer allgemeinen
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Eignungsfeststellung nicht.

(3) Anerkannte Hilfsorganisationen unterstitzen entsprechend ihrer Satzung die Gemeinden bei der
Aufklarung und Beratung der Blrger tber die Mdglichkeiten zur Selbsthilfe.

(4) Die Mitwirkung umfasst unbeschadet von Leistungen Dritter die Pflicht, einsatzbereite Einheiten
aufzustellen und zu unterhalten sowie an Ubungen, Aus- und Fortbildungsveranstaltungen teilzunehmen. Die
kreisfreien Stadte und Kreise Gberwachen dies.

(5) Bei Einsatzen, Ubungen sowie Aus- und Fortbildungsveranstaltungen, die von den Aufgabentragern nach
§ 2 Absatz 1 angeordnet worden sind, handeln die anerkannten Hilfsorganisationen als Verwaltungshelfer der
anordnenden Behdrde.

(6) Soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, richten sich die Rechtsverhaltnisse der Helferinnen und
Helfer anerkannter Hilfsorganisationen nach den Vorschriften der Organisation, der sie angehéren.

§ 19 BHKG - Regieeinheiten

Kreisfreie Stadte und Kreise kdnnen Einheiten ( § 18 Absatz 4 ) aufstellen, soweit hierfir ein Bedarf besteht
und die anerkannten Hilfsorganisationen zur Aufstellung und Unterhaltung der zur Erfillung der Aufgaben
erforderlichen Einheiten nicht bereit oder in der Lage sind (Regieeinheiten). Die Rechte und Pflichten der
ehrenamtlichen Helferinnen und Helfer der anerkannten Hilfsorganisationen gelten fiir ehrenamtliche
Helferinnen und Helfer in Regieeinheiten entsprechend.

§ 20 BHKG - Dienstpflichten, Freistellung

(1) Die ehrenamtlichen Angehérigen der Feuerwehr und die ehrenamtlichen Helferinnen und Helfer der
anerkannten Hilfsorganisationen sind auf Anforderung hin zur Teilnahme am Einsatz-, Ubungs-, Ausbildungs-
und Fortbildungsdienst sowie an sonstigen Veranstaltungen verpflichtet. Die Anforderung erfolgt bei den
ehrenamtlichen Angehdérigen der Freiwilligen Feuerwehr durch die Gemeinde, bei den ehrenamtlichen
Helferinnen und Helfern der anerkannten Hilfsorganisationen erfolgt sie Uber die jeweilige Hilfsorganisation
durch den Kreis oder die kreisfreie Stadt.

(2) Den ehrenamtlichen Angehdrigen der Feuerwehr und den ehrenamtlichen Helferinnen und Helfern der
anerkannten Hilfsorganisationen duarfen aus ihrem Dienst in der Feuerwehr oder ihrer Mitwirkung im
Katastrophenschutz keine Nachteile im Arbeits- oder Dienstverhaltnis erwachsen. Wahrend der Dauer der
Teilnahme an Einsatzen, Ubungen, Aus- und Fortbildungen sowie der Teilnahme an sonstigen
Veranstaltungen auf Anforderung der Gemeinde oder des Kreises entfallt fir die ehrenamtlichen Angehérigen
der Feuerwehr und die ehrenamtlichen Helferinnen und Helfer der anerkannten Hilfsorganisationen die Pflicht
zur Arbeits- oder Dienstleistung. Bei Einsatzen erstrecken sich Freistellungs- und Entgeltanspruch auch auf
den zur Wiederherstellung der Arbeits- oder Dienstfahigkeit erforderlichen Zeitraum danach. Die Festlegung
des Zeitraums trifft die Einsatzleitung. Bei Einsétzen nach § 39 oder § 40 erfolgt die Festlegung durch die fir
die Fihrung der Einheit zustéandige Gebietskdrperschaft. Die Teilnahme an Aus- und Fortbildungen und an
sonstigen Veranstaltungen ist der Arbeitgeberin, dem Arbeitgeber oder dem Dienstherrn nach Méglichkeit
rechtzeitig mitzuteilen.

§ 21 BHKG - Lohnfortzahlung, Verdienstausfall

(1) Die Arbeitgeberinnen, Arbeitgeber oder Dienstherren ehrenamtlicher Angehériger der Feuerwehr sind
verpflichtet, fir den Zeitraum der auf Anforderung der Gemeinde hin gemaB § 20 Absatz 1 erfolgten
Teilnahme an Einsatzen, Ubungen, Aus- und Fortbildungen sowie der Teilnahme an sonstigen
Veranstaltungen Arbeitsentgelte oder Dienstbeziige einschlieBlich aller Nebenleistungen und Zulagen
fortzuzahlen, die ohne die Ausfallzeiten Ublicherweise erzielt worden wéaren. Den privaten Arbeitgeberinnen
und Arbeitgebern werden die Betrage auf Antrag durch die Gemeinde ersetzt. Die Gemeinden kénnen den
privaten Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern durch Satzung eine Zulage gewéahren.

(2) Absatz 1 Satz 1 gilt entsprechend fir Zeiten der Arbeitsunfahigkeit fir die Dauer von sechs Wochen, wenn
die Arbeitsunféhigkeit auf den Dienst in der Feuerwehr zurlickzuflihren ist. Privaten Arbeitgeberinnen und
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Arbeitgebern wird das fortbezahlte Arbeitsentgelt auf Antrag von dem Trager der gesetzlichen
Unfallversicherung erstattet. Die Landesregierung wird erméchtigt, auf die dem Land nach Satz 1
zustehenden Ersatzanspriiche gegen den Trager der gesetzlichen Unfallversicherung zu verzichten. Dem
Trager der gesetzlichen Unfallversicherung werden die Kosten fir die Gbertragenen Aufgaben von den
Gemeinden gemeinsam erstattet.

(3) Beruflich selbstandige ehrenamtliche Angehérige der Feuerwehr haben gegeniiber der Gemeinde
Anspruch auf Ersatz des Verdienstausfalls, der innen durch die Teilnahme an Einséatzen, Ubungen, Aus- und
Fortbildungen sowie der Teilnahme an sonstigen Veranstaltungen auf Anforderung der Gemeinde entsteht. In
den in Absatz 2 Satz 1 genannten Krankheitsféllen haben sie gegeniiber dem Trager der gesetzlichen
Unfallversicherung einen Anspruch auf Ersatz des Verdienstausfalls, soweit nicht auf andere Weise ein Ersatz
erlangt werden kann. Fir die Erstattung gilt Absatz 2 Satz 4. Die regelmaBige Arbeitszeit ist individuell zu
ermitteln. Verdienst, der auBerhalb der regelmaBigen Arbeitszeit hatte erzielt werden kénnen, bleibt auBer
Betracht. Als Ersatz des Verdienstausfalls wird mindestens ein durch gemeindliche Satzung festzulegender
Regelstundensatz gezahlt, es sei denn, dass ersichtlich keine finanziellen Nachteile entstanden sind. Auf
Antrag ist anstelle des Regelstundensatzes eine Verdienstausfallpauschale je Stunde zu zahlen, die im
Einzelfall auf Grundlage des glaubhaft gemachten Einkommens nach billigem Ermessen festgesetzt wird.
Durch gemeindliche Satzung ist ein Hochstbetrag festzulegen, der bei dem Ersatz des Verdienstausfalls

je Stunde nicht tberschritten werden darf.

(4) Fur die ehrenamtlichen Helferinnen und Helfer der anerkannten Hilfsorganisationen gelten bei Einsétzen,
Ubungs-, Aus- und Fortbildungsveranstaltungen sowie sonstigen Veranstaltungen, die nach diesem Gesetz
angeordnet werden, und einer Arbeitsunfahigkeit infolge einer durch diesen Dienst verursachten Krankheit,
die Absatze 1 bis 3 mit der MaBgabe, dass der Kreis an die Stelle der kreisangehérigen Gemeinde tritt. Im
Ubrigen richten sich die Rechtsverhéltnisse der Helferinnen und Helfer der anerkannten Hilfsorganisationen
nach den Vorschriften der Organisation, der sie angehéren.

§ 22 BHKG - Auslagenersatz, Aufwandsentschadigung, Ersatz von Schaden

(1) Die ehrenamtlichen Angehérigen der Feuerwehr und die ehrenamtlichen Helferinnen und Helfer der
anerkannten Hilfsorganisationen haben Anspruch auf Ersatz ihrer Auslagen durch den anfordernden
Aufgabentrager. Nachgewiesene Kinderbetreuungskosten werden auf Antrag ersetzt, sofern eine entgeltliche
Betreuung wahrend der durch die Teilnahmen an Einsatzen, Ubungen, Aus- und Fortbildungen sowie der
Teilnahme an sonstigen Veranstaltungen bedingten Abwesenheit vom Haushalt oder wéahrend einer
Arbeitsunféhigkeit infolge einer Krankheit, die durch die Teilnahme an Einséatzen, Ubungen, Aus- und
Fortbildungen sowie der Teilnahme an sonstigen Veranstaltungen verursacht wurde, erforderlich ist.
Kinderbetreuungskosten werden nicht fir Zeitrdume ersetzt, fir die nach den §§ 20 und 21 Arbeitsentgelte
oder Dienstbezlige fortgezahlt oder Verdienstausfall ersetzt wurden.

(2) Ehrenamtliche Angehdrige der Feuerwehr, die regelméaBig tUber das Ubliche Maf hinaus Feuerwehrdienst
leisten, kdnnen anstelle eines Auslagenersatzes nach Absatz 1 Satz 1 eine Aufwandsentschadigung von der
Gemeinde erhalten.

(3) Schaden, mit Ausnahme von Personenschaden und entgangenem Gewinn, die ehrenamtlichen
Angehdérigen der Feuerwehr oder ehrenamtlichen Helferinnen oder Helfern der anerkannten
Hilfsorganisationen bei der Auslbung ihres Dienstes erwachsen, sind von dem jeweiligen Aufgabentrager zu
ersetzen. Bei Vorsatz oder grober Fahrlassigkeit des Geschéadigten entfallt der Anspruch auf Schadensersatz.

(4) Verletzen Angehdérige der Feuerwehr oder Helferinnen oder Helfer der anerkannten Hilfsorganisationen in
Ausiibung des auf Anforderung durch den Aufgabentrager geleisteten Dienstes vorsétzlich oder grob
fahrlassig ihre Pflichten, so kann der Aufgabentrager Ersatz fir den dadurch verursachten Schaden
verlangen. Hinsichtlich der Haftung bei der Verletzung von Dienstpflichten finden die beamtenrechtlichen
Bestimmungen mit der MaBgabe entsprechende Anwendung, dass die Geltendmachung des Ersatzes im
Ermessen des Aufgabentragers steht.
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§ 23 BHKG - Einsatz im Rettungsdienst

Die Feuerwehren wirken nach MaBgabe des Rettungsgesetzes NRW vom 24. November 1992
(GV. NRW. S. 458) in der jeweils geltenden Fassung im Rettungsdienst mit.

§ 24 BHKG - Zusammenarbeit im Gesundheitswesen

(1) Die Aufgabentrager nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 arbeiten mit den im Gesundheitswesen tatigen
Rettungsdiensten, den Krankenhausern und dem 6éffentlichen Gesundheitsdienst zusammen.

(2) In die Katastrophenschutzplanung nach § 4 Absatz 3 sind diese Personen und Stellen einzubeziehen,
soweit dies erforderlich ist.

(3) Die Trager der Krankenhauser sind verpflichtet, zur Mitwirkung im Katastrophenschutz nach MaBgabe des
Krankenhausgestaltungsgesetzes fir das Land Nordrhein-Westfalen vom 11. Dezember 2007

(GV. NRW S. 702, ber. 2008 S. 157) in der jeweils geltenden Fassung, Einsatz- und Alarmplane aufzustellen
und fortzuschreiben, die mit den Katastrophenschutzplanungen nach § 4 Absatz 3 in Einklang stehen, sowie
Ubungen durchzufiihren. Benachbarte Krankenhduser haben sich gegenseitig zu unterstiitzen und ihre
Planungen aufeinander abzustimmen.

(4) Die Regelungen des Zivilschutz- und Katastrophenhilfegesetzes und des Rettungsgesetzes NRW bleiben
unberthrt.

§ 25 BHKG - Brandschutzdienststelle

Brandschutzdienststelle ist die Gemeinde, deren Feuerwehr Uber geeignete hauptamtliche Krafte in
ausreichender Anzahl verfligt, im Ubrigen der Kreis. Aufgabe der Brandschutzdienststelle ist es, Belange des
Brandschutzes sowohl in Genehmigungsverfahren als auch nach MaBgabe baurechtlicher Vorschriften
wahrzunehmen. Die Durchfihrung ist Bediensteten zu tbertragen, die mindestens Uber eine Befahigung far
die Laufbahn des ersten Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 2 des feuerwehrtechnischen Dienstes und
zusatzlich Gber ausreichende Kenntnisse fir die Wahrnehmung dieser Aufgabe verfiigen. Ihnen gleichgestellt
sind Architektinnen und Architekten sowie Bauingenieurinnen und Bauingenieure, die mindestens tber eine
erfolgreich abgeschlossene feuerwehrtechnische Zugfihrerausbildung verfigen und durch Fortbildung
entsprechende Qualifikationen im Brandschutz erworben haben.

§ 26 BHKG - Brandverhitungsschau

(1) Gebaude, Betriebe und Einrichtungen, die in erhéhtem MaBe brand- oder explosionsgefahrdet sind oder in
denen bei Ausbruch eines Brandes oder bei einer Explosion eine groBe Anzahl von Personen oder
bedeutende Sachwerte gefdhrdet werden kénnen, sind im Hinblick auf die Belange des Brandschutzes zu
Uberprifen. Die Brandverhitungsschau dient der Feststellung brandschutztechnischer Mangel und
Gefahrenquellen sowie der Veranlassung von MaBnahmen, die der Entstehung eines Brandes und der
Ausbreitung von Feuer und Rauch Vorbeugen und bei einem Brand oder Unglucksfall die Rettung von
Menschen und Tieren, den Schutz von Sachwerten sowie wirksame Léscharbeiten erméglichen. Die
Regelungen aufgrund anderer Rechtsvorschriften bleiben unberihrt. Die Brandverhltungsschau ist
beginnend mit der Nutzung oder Inbetriebnahme je nach Gefédhrdungsgrad in Zeitabstadnden von langstens
sechs Jahren durchzufiihren.

(2) Die Brandverhitungsschau ist eine Aufgabe der Gemeinde. Sie wird von Personen durchgefihrt, die
mindestens Uber eine Gruppenfiihrerausbildung und die Qualifikation zur Brandschutztechnikerin oder zum
Brandschutztechniker verfligen. Die Qualifikation ist durch eine erfolgreiche Teilnahme an einem Lehrgang far
Brandschutztechnikerinnen und Brandschutztechniker an der zentralen Aus- und Fortbildungsstatte des
Landes oder einer vergleichbaren Einrichtung eines anderen Landes nachzuweisen. Kreisangehdrige
Gemeinden kdnnen die Wahrnehmung der Aufgabe der Brandverhitungsschau durch éffentlich-rechtliche
Vereinbarung nach dem Gesetz Uber kommunale Gemeinschaftsarbeit auf den Kreis Ubertragen.

(3) Die Kreise stellen Gemeinden, in denen die Brandverhitungsschau ausschlieBlich von
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Brandschutztechnikerinnen und Brandschutztechnikern durchgefiihrt wird, in besonderen Féllen ihre nach
§ 25 vorzuhaltenden Bediensteten zur Verfigung. Der Feuerwehr der Gemeinde ist Gelegenheit zur
Teilnahme an der Brandverhiitungsschau zu geben. Die Gemeinde ist (iber das Ergebnis und die zur
Mangelbeseitigung veranlassten MaBnahmen zu unterrichten.

(4) Soweit sachlich geboten, ist weiteren zustandigen Dienststellen Gelegenheit zur Teilnahme an der
Brandverhitungsschau zu geben.

§ 27 BHKG - Brandsicherheitswachen

(1) Veranstaltungen, bei denen eine erhéhte Brandgefahr besteht und bei Ausbruch eines Brandes eine groBe
Anzahl von Personen geféhrdet ist, sind der Gemeinde rechtzeitig anzuzeigen. Die Gemeinde entscheidet
darlber, ob eine Brandsicherheitswache erforderlich ist. Sie kann bei Bedarf Auflagen erteilen. Baurechtliche
Vorschriften bleiben unberihrt.

(2) Ist die Veranstalterin oder der Veranstalter in der Lage, eine den Anforderungen genigende
Brandsicherheitswache zu stellen, hat die Gemeinde ihr oder ihm diese Aufgabe zu lbertragen. In allen
anderen Féllen stellt die Gemeinde die Brandsicherheitswache.

(3) Angehdrige einer Brandsicherheitswache kénnen Anordnungen treffen, um Brande zu verhiten oder zu
bekdmpfen und um Rettungs- und Angriffswege zu sichern.

§ 28 BHKG - Einheitliche Leitstelle fiir den Brandschutz, die Hilfeleistung, den
Katastrophenschutz und den Rettungsdienst

(1) Die standig besetzte Leitstelle fiir den Brandschutz, die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz ist mit
der Leitstelle fiir den Rettungsdienst zusammenzufassen. Die Leitstelle muss auch GroBeinsatzlagen und
Katastrophen bewaltigen kénnen. Es missen MaBnahmen ergriffen werden, durch die ihre Aufgabenerfillung
auch bei Ausfall sichergestellt wird.

(2) Der Leitstelle sind alle Einsétze der Feuerwehr, der im Katastrophenschutz mitwirkenden anerkannten
Hilfsorganisationen und der Regieeinheiten zu melden. Schriftliche Vereinbarungen zwischen dem Trager der
Leitstelle und Werkfeuerwehren Uber den Umfang der Meldepflicht sind mdglich. Im Bedarfsfall kénnen tber
die Leitstelle Einsatze gelenkt werden. Bei GroBeinsatzlagen und Katastrophen unterstiizt die Leitstelle die
Einsatzleitung und den Krisenstab.

(3) Das in der Leitstelle eingesetzte Personal muss Uber eine feuerwehrtechnische Fihrungsausbildung sowie
eine erganzende Ausbildung fir Leitstellendisponentinnen und Leitstellendisponenten verfiigen. Das Personal
ist zu Beamten zu ernennen. Die Wahrnehmung der Aufgaben nach dem Rettungsgesetz NRW bleibt hiervon
unberthrt.

(4) Die Gemeinden veranlassen die Einrichtung des Notrufs 112 und gewéahrleisten die Alarmierung der
Einsatzkrafte. Der Notruf 112 ist auf die einheitliche Leitstelle aufzuschalten. Die Auf Schaltung des Notrufs
112 auf standig besetzte Feuerwachen von Mittleren kreisangehérigen Stadten und GroBen kreisangehérigen
Stadten ist zulassig, wenn diese die Aufgaben einer Rettungswache wahrnehmen. In diesem Fall muss durch
Koppelung der sténdig besetzten Feuerwache an das jeweilige System der Leitstelle die zeitgleiche Kenntnis
der Leitstelle Gber die eingehenden Notrufe, deren Abfrage und die driliche wie qualitative Verfligbarkeit der
Einsatzmittel und des Einsatzpersonals gewahrleistet sein.

(5) Eingehende Sprachanrufe und andere Notrufe sind zum Zwecke der Abwicklung des Einsatzauftrages, zur
Beweissicherung und zum Beschwerdemanagement automatisch aufzuzeichnen. Gleiches gilt fir Anrufe auf
Anschliissen zu anderen Aufgabentragern der Gefahrenabwehr und fiir den Funkverkehr. Auf weiteren
Anschliissen eingehende Anrufe dirfen nur nach vorheriger Einwilligung aufgezeichnet werden. Die Satze 1
bis 3 gelten auch fiir Betriebe oder Einrichtungen mit Werkfeuerwehren.
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§ 29 BHKG - Pflichten der Betreiberinnen und Betreiber von Anlagen oder
Einrichtungen, von denen besondere Gefahren ausgehen

(1) Betreiberinnen und Betreiber von Anlagen oder Einrichtungen, bei denen Stérungen von Betriebsablaufen
fOr eine nicht unerhebliche Personenzahl zu schwerwiegenden Gesundheitsbeeintrdchtigungen fihren
kénnen (besonders geféahrliche Objekte), sind verpflichtet, den Gemeinden auf Verlangen die fiir die
Brandschutzbedarfs-, Alarm- und Einsatzplanung erforderlichen Angaben zu machen.

(2) Die Betreiberinnen und Betreiber sind verpflichtet, die Aufgabentrager des Brandschutzes, der
Hilfeleistung und des Katastrophenschutzes bei deren vorbereitenden und abwehrenden MaBnahmen zu
unterstiitzen. Auf deren Verlangen haben sie im Einzelfall insbesondere

1. personelle und sachliche Vorkehrungen zu treffen, soweit die besonderen Gefahren mit der Ublichen
Ausstattung der Feuerwehr nicht abgewendet werden kdnnen. Ersatzweise kann der jeweils
zustandige Aufgabentrager des Brandschutzes, der Hilfeleistung und des Katastrophenschutzes von
den Betreiberinnen und Betreibern verlangen, dass sie die Mittel bereitstellen, die bendtigt werden
fir Beschaffung, Installation, Erprobung der Betriebsbereitschaft, Unterhaltung und Ersatz von
technischen Geraten sowie von Ausstattungs- und Ausriistungsgegenstanden, die in besonderer
Weise vor den Geféhrdungen aus ihrer Anlage schiitzen;

2. unbeschadet weitergehender Vereinbarungen die unverzigliche Meldung von Stérungen in der
Anlage oder Einrichtung, die ohne das Wirksamwerden aktiver Sicherheitseinrichtungen zu
schwerwiegenden Gesundheitsbeeintréachtigen fihren kénnen, an die Leitstelle fiir den Brandschutz,
die Hilfeleistung, den Katastrophenschutz und den Rettungsdienst sicherzustellen. Dies gilt auch,
wenn der Zustand oder das Emissionsverhalten einer Anlage oder Einrichtung wahrend einer
Stdrung nicht beurteilt werden kann;

3. gegen Missbrauch geschitzte Verbindungen einzurichten und zu unterhalten, welche die
Kommunikation zwischen der Leitstelle fir den Brandschutz, die Hilfeleistung, den
Katastrophenschutz und den Rettungsdienst sowie Personen oder Stellen, die fir die Meldung nach
Nummer 2 oder fir die Leitung der betrieblichen AbwehrmaBnahmen eingesetzt werden, auch bei
Ausfall des 6ffentlichen Fernmeldenetzes sicherzustellen;

4. entsprechend den o&rtlichen Erfordernissen eine Gebaudefunkanlage einzurichten, zu unterhalten
und auf dem Stand der Technik zu halten;

5. sich an Ubungen und Ausbildungsveranstaltungen der Aufgabentrager des Brandschutzes, der
Hilfeleistung und des Katastrophenschutzes nach § 32 Absatz 3, die einen Unfall in der
betreffenden Anlage zum Gegenstand haben, auf eigene Kosten zu beteiligen.

(3) Der flr den Katastrophenschutz zusténdige Kreis oder die kreisfreie Stadt kann die Betreiberinnen und
Betreiber von Anlagen oder Einrichtungen nach Absatz 1 verpflichten, betriebliche Alarm- und
Gefahrenabwehrpléane zu erstellen und fortzuschreiben.

(4) Far Betreiber regierungsbezirksiibergreifender Eisenbahnstrecken tritt an die Stelle der fir die
Gefahrenabwehr zusténdigen Behdrde das fir Inneres zusténdige Ministerium oder die von ihm bestimmte
Bezirksregierung.

§ 30 BHKG — Externe Notfallplane fiir schwere Unfalle mit gefahrlichen Stoffen

(1) Far Betriebsbereiche im Sinne der Stérfall-Verordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Méarz
2017 (BGBI. I S. 483) in der jeweils geltenden Fassung, flr die ein Sicherheitsbericht zu erstellen ist, haben
die fir den Katastrophenschutz zusténdigen Kreise und kreisfreien Stadte innerhalb von zwei Jahren nach
Erhalt der erforderlichen Informationen von der Betreiberin oder vom Betreiber einen externen Notfallplan als
Sonderschutzplan unter ihrer oder seiner Beteiligung und unter Berlicksichtigung des internen Notfallplans
(betrieblicher Alarm- und Gefahrenabwehrplan) zu erstellen, um

1. Schadensfalle einzudammen und unter Kontrolle zu bringen, so dass die Auswirkungen moglichst
gering gehalten und Schadigungen der menschlichen Gesundheit, der Umwelt und von Sachwerten
begrenzt werden kénnen,
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2. die erforderlichen MaBnahmen zum Schutz der menschlichen Gesundheit und der Umwelt vor den
Auswirkungen schwerer Unfalle einzuleiten,

3. notwendige Informationen an die Offentlichkeit sowie betroffene Behérden oder Dienststellen in dem
betreffenden Gebiet weiterzugeben und

4. Aufrdumarbeiten und MaBnahmen zur Wiederherstellung der Umwelt nach einem schweren Unfall
einzuleiten.

Die zustandigen Kreise und kreisfreien Stéadte kébnnen aufgrund der Informationen in dem Sicherheitsbericht
entscheiden, dass sich die Erstellung eines externen Notfallplans erlbrigt; die Entscheidung ist zu begriinden.

(2) Externe Notfallplane missen Angaben enthalten Gber

1. Namen oder Stellung der Personen, die zur Einleitung von NotfallmaBnahmen sowie zur
Durchfiihrung und Koordinierung von MaBnahmen auBerhalb des Betriebsgeldndes erméchtigt sind,

2. Vorkehrungen zur Entgegennahme von Frihwarnungen sowie zur Alarmauslésung und zur
Benachrichtigung der Einsatzkrafte,

3. Vorkehrungen zur Koordinierung der zur Umsetzung des externen Notfallplans notwendigen
Einsatzmittel,

4. Vorkehrungen zur Unterstitzung von AbhilfemaBnahmen auf dem Betriebsgelénde,

5.  Vorkehrungen fir AbhilfemaBnahmen auBerhalb des Betriebsgelandes, einschlieBlich
ReaktionsmaBnahmen auf Szenarien schwerer Unfélle, wie im Sicherheitsbericht beschrieben, unter
Berlcksichtigung mdéglicher Domino-Effekte, einschlieBlich solcher, die Auswirkungen auf die
Umwelt haben,

6. Vorkehrungen zur Unterrichtung der Offentlichkeit und aller benachbarten Betriebe oder
Betriebsstatten, die nicht in den Anwendungsbereich der Stérfall-Verordnung fallen, ber den Unfall
sowie Uber das richtige Verhalten und

7. Vorkehrungen zur Unterrichtung der Einsatzkréfte auslandischer Staaten bei einem schweren Unfall
mit mdglichen grenzlberschreitenden Folgen.

Die Betreiberin oder der Betreiber eines Betriebsbereichs hat dem zustandigen Kreis oder der zustandigen
kreisfreien Stadt die flr die Erstellung externer Notfallplédne erforderlichen Informationen unverziglich,
spéatestens jedoch bis zum Ablauf eines Jahres nach dem Zeitpunkt, zu dem der Betriebsbereich dem
Anwendungsbereich der Stérfall-Verordnung unterfallt, zu Gbermitteln.

(3) Die Entwiirfe der externen Notfallpldne sind zur Anhérung der Offentlichkeit fir die Dauer eines Monats
offentlich auszulegen. Die geheimhaltungsbedurftigen Teile der externen Notfallpléne, insbesondere dem
Datenschutz unterliegende personenbezogene Daten, verdeckte Telefonnummern oder interne Anweisungen,
sind hiervon ausgenommen. Ort und Dauer der Auslegung sind vorher &ffentlich bekanntzumachen mit dem
Hinweis, dass Bedenken und Anregungen wahrend der Auslegungsfrist vorgebracht werden kénnen. Die
fristgeman vorgebrachten Bedenken und Anregungen sind zu prifen; das Ergebnis ist mitzuteilen. Haben
mehr als 50 Personen Bedenken und Anregungen mit im Wesentlichen gleichem Inhalt vorgebracht, kann die
Mitteilung des Ergebnisses der Prifung dadurch ersetzt werden, dass diesen Personen die Einsicht in das
Ergebnis ermdglicht wird. Die Stelle, bei der das Ergebnis der Priifung wahrend der Dienststunden
eingesehen werden kann, ist éffentlich bekanntzumachen. Wird der Entwurf des externen Notfallplans nach
der Auslegung geéndert oder erganzt, ist er erneut auszulegen. Bei der erneuten Auslegung kann bestimmt
werden, dass Bedenken oder Anregungen nur zu den geanderten oder ergénzten Teilen vorgebracht werden
kénnen. Werden durch die Anderung oder Erganzung des Entwurfs die Grundziige der Planung nicht ber(ihrt
oder sind Anderungen oder Erganzungen im Umfang geringfligig oder von geringer Bedeutung, kann von
einer erneuten o&ffentlichen Auslegung abgesehen werden.

(4) Die Kreise und kreisfreien Stadte haben die von ihnen erstellten externen Notfallplédne in angemessenen
Abstédnden von hdchstens drei Jahren unter Beteiligung der Betreiberin oder des Betreibers und unter
Beriicksichtigung des internen Notfallplans zu Uberprifen, zu erproben und erforderlichenfalls zu Uberarbeiten
und auf den neuesten Stand zu bringen. Bei dieser Uberpriifung sind Verénderungen in den Betrieben und
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den Notdiensten, neue technische Erkenntnisse und Erkenntnisse darlber, wie bei schweren Unfallen zu
handeln ist, zu berlcksichtigen. Werden externe Notfallplane nach der Uberprifung geéndert oder
aktualisiert, sind sie erneut gemaB Absatz 3 auszulegen.

(5) Externe Notfallplane sind von dem zustandigen Kreis oder der zustandigen kreisfreien Stadt unverziiglich
anzuwenden, wenn es zu einem schweren Unfall gekommen oder ein solcher zu erwarten ist. In diesen Fallen
arbeiten die Betreiberin oder der Betreiber und der zusténdige Kreis oder die zustandige kreisfreie Stadt eng
zusammen.

(6) Kénnte ein anderer Mitgliedstaat der Europaischen Union von den grenziberschreitenden Wirkungen
eines schweren Unfalls in einem Betriebsbereich im Sinne von Absatz 1 Satz 1 betroffen werden, macht der
zustandige Kreis oder die kreisfreie Stadt der von dem Mitgliedstaat benannten Behdrde die fir die Erstellung
eines externen Notfallplans erforderlichen Informationen zugénglich. Der zustandige Kreis oder die kreisfreie
Stadt unterrichtet die von dem Mitgliedstaat benannte Behérde Gber Entscheidungen geman Absatz 1 Satz 2.
Wenn der andere Mitgliedstaat die zu beteiligenden Behdrden nicht benannt hat, ist die oberste fir
Katastrophenschutz zustandige Behérde des anderen Mitgliedstaats zu unterrichten.

§ 31 BHKG - Externe Nottallplane fir bergbauliche Abfallentsorgungseinrichtungen

Fir die Erstellung externer Notfallplane bei Abfallentsorgungseinrichtungen der Kategorie A im Sinne von

§ 22a der Allgemeinen Bundesbergverordnung vom 23. Oktober 1995 ( BGBI. | S. 1466 ), die zuletzt durch
Artikel 4 der Verordnung vom 18. Oktober 2017 (BGBI. IS. 3584) gedndert worden ist, gilt § 30 entsprechend
mit der MaBgabe, dass

1. § 30 Absatz 1 Satz 2, Absatz 5 und 6 nicht anwendbar ist und

2. die Unternehmerin oder der Unternehmer vor Inbetriebnahme einer Abfallentsorgungseinrichtung
die zur Erstellung externer Notfallplane erforderlichen Informationen an den zustandigen Kreis oder
die zustandige kreisfreie Stadt zu tbermitteln hat.

§ 32 BHKG — Ausbildung, Fortbildung und Ubungen

(1) Die Gemeinden fiihren die Grundausbildung der Angehdrigen &6ffentlicher Feuerwehren durch und bilden
diese fort. Die weitergehende Aus- und Fortbildung der Angehdrigen 6ffentlicher Feuerwehren obliegt den
Kreisen und kreisfreien Stédten. Die Fihrungsausbildung und -fortbildung sowie die Vermittlung spezieller
Fachkenntnisse erfolgt durch die zentrale Aus- und Fortbildungsstatte des Landes.

(2) Far die Aus- und Fortbildung ihrer Einsatz- und Fihrungskréfte sind die anerkannten Hilfsorganisationen
verantwortlich.

(3) Die Leistungsfahigkeit des Brandschutzes, der Hilfeleistung und des Katastrophenschutzes ist durch
Ubungen und andere Aus- und Fortbildungsveranstaltungen zu erproben und zu starken. Das Land
unterstltzt die kreisfreien Stadte und Kreise bei der Aus- und Fortbildung der Angehdrigen der Krisenstabe
und Einsatzleitungen bei GroBeinsatzlagen und Katastrophen sowie die darlber hinaus dabei mitwirkenden
Personen durch geeignete Veranstaltungen.

(4) Die Ausbildungseinrichtungen der Gemeinden, der Kreise und des Landes stehen Dritten gegen
Kostenerstattung zur Verfligung. Den anerkannten Hilfsorganisationen kann eine kostenfreie Nutzung
ermdglicht werden.

(5) Angehoérige der Feuerwehr haben jahrlich eine fachbezogene feuerwehrtechnische Fortbildung zu
absolvieren.

§ 33 BHKG - Einsatzleitung

Die zur Erfillung der Aufgaben nach diesem Gesetz erforderlichen AbwehrmaBnahmen werden von der durch
die Gemeinde bestellten Einsatzleiterin oder dem durch die Gemeinde bestellten Einsatzleiter geleitet. Bis zur
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Ubernahme der Einsatzleitung durch die bestellte Einsatzleiterin oder den bestellten Einsatzleiter, leitet die
oder der zuerst am Einsatzort eintreffende oder bisher dort tatige Einheitsfihrerin oder Einheitsfihrer den
Einsatz. Bei GroBeinsatzlagen oder Katastrophen ist § 37 zu beachten.

§ 34 BHKG - Befugnisse der Einsatzleitung

(1) Die Einsatzleitung ist befugt, den Einsatz der Feuerwehren sowie der Einheiten des Katastrophenschutzes
zu regeln, erforderliche EinsatzmaBnahmen zu treffen und zuséatzliche Einsatzmittel und Einsatzkrafte Gber
die Leitstelle anzufordern. Gemeinsame Einséatze von Feuerwehr, Rettungsdienst und des
Katastrophenschutzes sind so zu organisieren, dass ein abgestimmtes Handeln unter einheitlicher Leitung
gewabhrleistet ist.

(2) Die Einsatzleitung veranlasst nach pflichtgemaBem Ermessen die zur Erfullung der Aufgaben nach diesem
Gesetz an der Einsatzstelle notwendigen MaBnahmen, soweit die Polizei oder andere Stellen nicht in der
Lage sind, in eigener Zustandigkeit entsprechende MaBnahmen zu treffen. Sie hat insoweit die Befugnisse
nach dem Gesetz tber Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehérden vom 13. Mai 1980 (GV. NRW. S. 528)
in der jeweils geltenden Fassung. Soweit dies zur Abwehr von Gefahren nach § 1 Absatz 1 erforderlich ist,
kann die Einsatzleitung insbesondere das Betreten des Einsatzgebietes oder einzelner Einsatzbereiche
verbieten, Personen von dort verweisen, das Einsatzgebiet oder einzelne Einsatzbereiche sperren und
rAumen lassen.

(3) Die Polizei nimmt eigene Aufgaben nach § 1 des Polizeigesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen in der
Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juli 2003 (GV. NRW. S. 441) in der jeweils geltenden Fassung wahr.
Die Polizei leistet den fiir die Gefahrenabwehr nach diesem Gesetz zustéandigen Behdrden Vollzugshilfe
geman den §§ 47 bis 49 des Polizeigesetzes und Amtshilfe geméaB den §§ 4 bis 8 des
Verwaltungsverfahrensgesetzes fiir das Land Nordrhein-Westfalen vom 12. November 1999

(GV. NRW. S. 602), in der jeweils geltenden Fassung.

(4) MaBnahmen der Einsatzleitung, der Polizei oder anderer zusténdiger Stellen sollen im gegenseitigen
Einvernehmen angeordnet oder aufgehoben werden.

(5) Kann die Einsatzleitung die notwendigen MaBnahmen nicht selber veranlassen, stehen die Befugnisse
nach Absatz 2 den von ihr hiermit beauftragten Personen zu.

§ 35 BHKG — Grundsatze fur das Krisenmanagement

(1) Bei GroBeinsatzlagen und Katastrophen leiten und koordinieren die kreisfreien Stadte und Kreise die
AbwehrmaBnahmen. Sie richten Krisenstédbe und Einsatzleitungen ein.

(2) Krisenstab und Einsatzleitung arbeiten sich unter der Fihrung der Oberbirgermeisterin oder des
Oberburgermeisters, der Landratin oder des Landrats in getrennten Stédben gegenseitig zu.

(3) Sobald ein Kreis die Leitung und Koordinierung Ubernimmt, teilt er dies den kreisangehérigen Gemeinden
mit und veranlasst unverziglich alle weiteren MaBnahmen. Die Beendigung der Leitung und Koordinierung ist
ebenfalls mitzuteilen.

(4) Die Mitglieder des Krisenstabs und der Einsatzleitung sind laufend aus- und fortzubilden. Ubungen sind
regelmaBig durchzufiihren.

(5) Kreise und kreisangehérige Gemeinden stimmen ihre GefahrenabwehrmaBnahmen ab. Dazu kénnen die
kreisangehdrigen Gemeinden Stabe fir auBergewdhnliche Ereignisse (SAE) bilden.

§ 36 BHKG — Krisenstab bei GroBeinsatzlagen und Katastrophen
(1) Der Krisenstab des Kreises oder der kreisfreien Stadt koordiniert und trifft alle im Zusammenhang mit dem

Schadensereignis stehenden und zur Gefahrenabwehr erforderlichen administrativ-organisatorischen
MaBnahmen. Er stellt insbesondere ein geordnetes Melde- und Berichtswesen sicher.
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(2) Der Krisenstab des Kreises oder der kreisfreien Stadt kann allen fir den Einsatzbereich zustandigen
unteren Landesbehdrden Weisungen erteilen.

(3) Das Weisungsrecht tibergeordneter Fachbehérden bleibt unberihrt.

§ 37 BHKG - Einsatzleitung bei GroBeinsatzlagen und Katastrophen

(1) Die Einsatzleitung veranlasst alle operativ-taktischen MaBnahmen zur Abwehr der Gefahren und zur
Begrenzung der Schaden durch Fihrung und Leitung der Einsatzkrafte und Einheiten.

(2) Die Kreise und kreisfreien Stadte bestellen vorbereitend Einsatzleiterinnen oder Einsatzleiter sowie
Vertreterinnen und Vertreter. Diese leiten im Rahmen ihres Auftrages und der ihnen erteilten Weisungen alle
EinsatzmaBnahmen und kénnen allen eingesetzten Kraften Weisungen erteilen. Das Gleiche gilt fir die Hilfe
leistenden Krafte des Bundes oder anderer Lander fiir die Dauer der Hilfeleistung. Bis zur Ubernahme der
Einsatzleitung durch die bestellte Einsatzleiterin oder den bestellten Einsatzleiter werden ihre oder seine
Aufgaben von der oder dem zuerst am Einsatzort eintreffenden oder dort bisher tatigen Einheitsfiihrerin oder
Einheitsfihrer wahrgenommen.

§ 38 BHKG — Auskunftsstelle

(1) Die Kreise und kreisfreien Stadte aktivieren bei Bedarf Auskunftsstellen, deren Aufgaben auch einer
anerkannten Hilfsorganisation Gbertragen werden kénnen.

(2) Das Land stellt eine zentrale Auskunftsstelle bereit. Diese unterstitzt bei Bedarf auf Anforderung die
aktivierte Auskunftsstelle des Kreises oder der kreisfreien Stadt.

(3) In Auskunftsstellen diirfen personenbezogene Daten zum Zwecke der Vermisstensuche und der
Familienzusammenfihrung verarbeitet werden. Sie dirfen Angehdérigen oder sonstigen Personen Ubermittelt
werden, bei denen aufgrund ihrer Angaben offensichtlich ist, dass die Datenibermittlung im Interesse der
betroffenen Person liegt und sie in Kenntnis der Sachlage ihre Einwilligung hierzu erteilen wirde.

§ 39 BHKG - Gegenseitige und landesweite Hilfe

(1) Gemeinden und Kreise sind einander zur Hilfeleistung verpflichtet, wenn nicht die Wahrnehmung
dringender eigener Aufgaben vorrangig ist. Hilfe leisten zudem

1. die Landesbehérden und Einrichtungen des Landes,

2. die sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Kdrperschaften, Anstalten und Stiftungen
des offentlichen Rechts sowie

3. die anerkannten Hilfsorganisationen.

(2) Die Hilfe ist nur auf Anforderung zu leisten. Die Anforderung erfolgt Uber die einheitliche Leitstelle.
Landesweit koordinierte Hilfeleistungen sind Gber die obere Aufsichtsbehérde ( § 53 Absatz 2 ) anzufordern.
Die Anforderung der landesweit koordinierten Hilfeleistungen erfolgt auf der Grundlage der von dem flr
Inneres zustandigen Ministerium ergangenen Vorgaben zur landesweiten Hilfe. Die Hilfeleistung unmittelbar
angrenzender Gemeinden und Kreise sowie innerhalb der Kreise wird direkt angefordert.

(3) Far die Hilfeleistung der Behdrden und Einrichtungen des Bundes und der Ubrigen Lander gelten die
Grundsatze der Amtshilfe ( Artikel 35 des Grundgesetzes ). Besondere Regelungen bleiben unberihrt. Die
Mitwirkung der Bundesanstalt Technisches Hilfswerk erfolgt gemaB ihrer Aufgabenzuweisung nach dem
THW-Gesetz vom 22. Januar 1990 ( BGBI. | S. 118) in der jeweils geltenden Fassung.

(4) Mit Ausnahme der Kosten fir besondere Sachaufwendungen haben die Feuerwehren unmittelbar
angrenzender Gemeinden bei Schadenfeuer unentgeltlich Hilfe zu leisten.

(5) Die Betriebsfeuerwehren und die Werkfeuerwehren sind zur Hilfe auBerhalb des Betriebes oder der
Einrichtung verpflichtet. Dies gilt nicht, wenn die besondere Eigenart des Betriebes die stdndige Anwesenheit

17 © 2022 Wolters Kluwer Deutschland GmbH - Gesetze des Bundes und der Lander, 26.08.2022



der angeforderten Einheiten der Werkfeuerwehr erfordert.
§ 40 BHKG — Auswartige Hilfe

(1) AuBerhalb des Landes sollen Gemeinden und Kreise, einschlieBlich der in ihrem Auftrag tatigen
anerkannten Hilfsorganisationen, auf Anforderung Hilfe leisten, soweit dadurch nicht dringende eigene
Aufgaben wesentlich beeintrachtigt werden.

(2) Einsatze auBerhalb des Landes bedurfen der unverziiglichen Anzeige bei der obersten Aufsichtsbehdrde,
sofern der Einsatz nicht in Erfullung einer Vereinbarung zur Hilfeleistung unmittelbar angrenzender
Gemeinden anderer Lander durchgefihrt wird.

(3) Einsatze im Ausland bedrfen der vorherigen Zustimmung der obersten Aufsichtsbehdrde, sofern der
Einsatz nicht in Erflllung einer Vereinbarung zur Hilfeleistung im benachbarten Ausland oder der Hilfe
unmittelbar angrenzender Gemeinden anderer Lander durchzufihren ist. Die unmittelbare Aufsichtsbehérde
kann dem Einsatz im benachbarten Grenzgebiet vorlaufig zustimmen, wenn die sofortige Hilfeleistung
angefordert wurde und geboten erscheint. Bei Einséatzen im Ausland bestimmt die dem Einsatz zustimmende
Behdrde, welcher deutschen Stelle die eingesetzten Kréafte unterstehen.

(4) Die oberste Aufsichtsbehérde kann Einséatze auBerhalb des Landes anordnen. Sofern das Land fir einen
Einsatz die zentrale Koordinierung Gbernommen hat, diirfen Hilfeleistungen nur nach Anordnung oder
Zustimmung durch das Land erfolgen.

§ 41 BHKG - Vermeidung von Gefahren

Jede Person hat die Pflicht, sich so zu verhalten, dass Menschen und erhebliche Sachwerte nicht gefahrdet
werden. Soweit erforderlich und den Umsténden nach zumutbar, sind bestehende Gefahren zu bekdmpfen.

§ 42 BHKG — Meldepflicht

Die Person, die ein Schadenfeuer, einen Ungllcksfall oder ein anderes Ereignis bemerkt, durch das
Menschen oder erhebliche Sachwerte gefahrdet sind, ist verpflichtet, unverziglich die Feuerwehr oder die
Polizei zu benachrichtigen, sofern sie die Gefahr nicht selbst beseitigt oder beseitigen kann. Eine Person, die
um Ubermittlung einer Gefahrenmeldung ersucht wird, ist im Rahmen ihrer Méglichkeiten hierzu verpflichtet,
wenn die ersuchende Person zur Gefahrenmeldung nicht selbst imstande ist.

§ 43 BHKG - Hilfeleistungspflichten

(1) Personen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, sind bei Branden, Ungliicksfallen oder &ffentlichen
Notstanden unter den Voraussetzungen des § 19 des Ordnungsbehérdengesetzes auf Anordnung der
Einsatzleitung zur Hilfeleistung verpflichtet.

(2) Dringend benétigte Hilfsmittel, insbesondere Fahrzeuge oder Geréte, sind unter den Voraussetzungen des
§ 19 des Ordnungsbehdrdengesetzes auf Anordnung der Einsatzleitung von jedermann zur Verfligung zu
stellen.

(3) Eigentimerinnen und Eigentimer sowie Besitzerinnen und Besitzer von Gegenstanden, durch die der
Einsatz behindert wird, sind verpflichtet, diese auf Weisung der Einsatzkrafte wegzurdumen oder ihre
Entfernung zu dulden.

(4) Die Absétze 1 bis 3 gelten fiir Ubungen entsprechend, soweit dies zur Erreichung des Ubungsziels
dringend erforderlich ist.

(5) Personen, die an den HilfsmaBnahmen oder Ubungen nicht beteiligt sind, diirfen diese nicht stéren oder
andere gefahrden. Sie sind verpflichtet, die Anweisungen der Einsatzleitung, insbesondere Platzverweise und
Sperrungen von Einsatzgebieten sowie die Aufforderung zur Beseitigung stérender Gegenstande
unverziglich zu befolgen.
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§ 44 BHKG - Pflichten der Grundstlickseigentimerinnen und -eigentiimer,
Grundstuicksbesitzerinnen und -besitzer

(1) Eigentimerinnen und Eigentiimer sowie Besitzerinnen und Besitzer von Geb&uden und Grundstlicken
sind verpflichtet, die Brandverhiitungsschau und die Anbringung von Feuermelde- und Alarmeinrichtungen,
Kommunikationseinrichtungen fir Zwecke des Brandschutzes, der Hilfeleistung und des
Katastrophenschutzes sowie von Hinweisschildern zur Gefahrenbekdmpfung ohne Entschédigung zu dulden.
Eine Entschadigung ist nur dann zu leisten, wenn die Eigentiimerin oder der Eigentimer, die Besitzerin oder
der Besitzer das Gebaude oder Grundstiick gewerblich zur Vermietung von Kommunikationsflachen nutzt.

(2) Eigentimerinnen und Eigentiimer sowie Besitzerinnen und Besitzer der von Schadenfeuern,
Unglucksfallen oder 6ffentlichen Notstdnden betroffenen Grundstiicke, Gebaude oder Schiffe sind verpflichtet,
den beim Einsatz tatigen Kraften Zutritt zu gestatten und Arbeiten zur Abwendung der Gefahr zu dulden. Sie
haben Wasservorrate, die sich in ihrem Besitz befinden oder auf ihren Grundstiicken gewonnen werden
kdénnen, sowie sonstige Hilfsmittel, insbesondere fiir die Schadensbekédmpfung verwendbare Geréte, auf
Anforderung zur Verflgung zu stellen und zur Benutzung zu Uberlassen. Sie haben ferner die von der
Einsatzleitung im Interesse eines wirkungsvollen Einsatzes und zur Verhiitung einer weiteren Ausdehnung
des Schadensfalles angeordneten MaBnahmen wie Rdumung von Grundstiicken, Geb&uden und Schiffen,
Beseitigung von Baumen, Strduchern und Pflanzen, von Einfriedungen, Gebaudeteilen und Gebauden zu
dulden. Diese MaBnahmen dirfen nicht zu Schaden fihren, die erkennbar auB3er Verhaltnis zu dem
beabsichtigten Erfolg stehen.

(3) Die Verpflichtung nach Absatz 2 haben auch die Eigentiimerinnen und Eigentimer sowie die
Besitzerinnen und Besitzer der umliegenden Grundstiicke, Geb&ude und Schiffe.

(4) Das Betretungsrecht nach Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 gilt auch zur Erkundung und fiir Ubungszwecke,
soweit dies wegen der Ausdehnung, des Gefahrdungspotentials oder der Besonderheit des Objektes zur
Vorbereitung auf einen Einsatzfall erforderlich ist.

§ 45 BHKG - Entschadigung
(1) Ein Schaden, den jemand erleidet, weil sie oder er

1. nach § 43 Absatz 1 bis 4 oder § 44 Absatz 3 oder 4 in Anspruch genommen wird oder
2. bei einem Schadensereignis nach diesem Gesetz Hilfe leistet,

ist in entsprechender Anwendung der §§ 39 bis 43 des Ordnungsbehdrdengesetzes zu ersetzen.

(2) Entschadigungspflichtig ist die Gemeinde des Schadensortes. § 42 Absatz 2 des
Ordnungsbehdrdengesetzes findet entsprechende Anwendung.

§ 46 BHKG - Verarbeitung personenbezogener Daten

(1) Far die Verarbeitung personenbezogener Daten gelten die Bestimmungen der Verordnung (EU) 2016/679
des Européischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natUrlicher Personen bei der
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG
(Datenschutz-Grundverordnung) (ABI. L 119 vom 4.5.2016, S. 1, L 314 vom 22.11.2016, S. 72) und des
Datenschutzgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 17. Mai 2018 (GV. NRW S. 244) in der jeweils geltenden
Fassung nach MaBgabe der folgenden Absétze.

(2) Zur Vorbereitung und Durchfiihrung vorbeugender und abwehrender MaBnahmen gegen Gefahren im
Sinne des § 1 Absatz 1 dirfen die mit der Wahrnehmung dieser Aufgaben betrauten Behérden der
Aufgabentrager und die hierbei mitwirkenden Organisationen und Einrichtungen personenbezogene Daten
verarbeiten. Dies gilt insbesondere fir Leitstellen und Auskunftsstellen nach MaBgabe der § 28 und § 38 . Die
Verarbeitung personenbezogener Daten nach § 28 und § 38 ist nach Artikel 9 Absatz 2 der Verordnung (EU)
2016/67 9 auch fur besondere Kategorien geméaf Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/67 9 in
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Verbindung mit § 16 Nummer 1 des Datenschutzgesetzes Nordrhein-Westfalen zuléssig.

(3) Die Informationspflicht des Verantwortlichen bei der Erhebung von personenbezogenen Daten bei der
betroffenen Person nach Artikel 13 der Verordnung (EU) 2016/67 9 wird beschrankt. Gleiches gilt fir die
Informationspflicht des Verantwortlichen nach Artikel 14 der Verordnung (EU) 2016/679 ), wenn die
personenbezogenen Daten nicht bei der betroffenen Person erhoben werden.

(4) Die nach § 28 Absatz 5 und § 38 Absatz 3 gespeicherten Daten diirfen in anonymisierter Form auch zu
statistischen Zwecken und zur Evaluation verarbeitet sowie zur Aus- und Fortbildung genutzt werden. Die
erhobenen Daten dirfen zu wissenschaftlichen Zwecken genutzt werden, wenn die darin enthaltenen
personenbezogenen Daten vorher anonymisiert wurden.

(5) Die nach § 28 Absatz 5 gespeicherten, nicht anonymisierten Aufzeichnungen sind spatestens nach

sechs Monaten zu I6schen, es sei denn, dass sie zum Nachweis ordnungsgemaBer Ausfiihrung der Aufgabe
noch erforderlich sind oder Grund zu der Annahme besteht, dass durch die Léschung schutzwiirdige Belange
der oder des Betroffenen beeintrachtigt werden. Auf die Dokumentation des Funkverkehrs sowie die
Datenerhebung in Auskunftsstellen nach § 38 Absatz 3 findet Satz 1 mit der MaBgabe Anwendung, dass die
Daten des Funkverkehrs spatestens nach drei Monaten und die in Auskunftsstellen erhobenen Daten
spatestens nach einem Monat zu I6schen sind.

(6) Nach Absatz 5 aufzubewahrende Daten sind zu sperren und mit einem Sperrvermerk zu versehen.

§ 47 BHKG - Dateniibermittiung

(1) Behdérden und Einrichtungen mit den Aufgabenbereichen Umwelt-, Immissions- und Arbeitsschutz,
Bauaufsichtsbehérden, Forstbehérden und Wasserbehérden Gbermitteln den Gemeinden und Kreisen die zur
Erfullung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz erforderlichen Daten. Zu diesen Informationen gehdéren
insbesondere

1. der Ort und die Lage besonders gefahrdeter oder gefahrlicher Objekte,

2. die Namen und Anschriften der Eigentimerinnen und Eigentiimer, Besitzerinnen und Besitzer,
Betreiberinnen und Betreiber sowie von Personen, die mit besonderen Funktionen in der
Gefahrenabwehr betraut sind,

3. die Lagerung, Art, Beschaffenheit und Menge vorhandener und mdglicherweise entstehender Stoffe,
von denen Gefahren ausgehen kénnen,

4. das Ausbreitungs- und Wirkungsverhalten der vorhandenen und méglicherweise entstehenden
Stoffe,

5. die Bewertung der Gefahren fiir die Anlage und ihre Umgebung und

6. die vorhandenen und mdglichen Vorkehrungen zum Schutz gegen Gefahren sowie die mdglichen
MaBnahmen zur Bekdmpfung von Schaden.

(2) Unternehmen oder Einrichtungen, die die drtliche Energie- und Wasserversorgung sicherstellen, sind
gegenliber den Gemeinden und Kreisen verpflichtet, Auskunft zu geben Uber

1. Ort und Lage von besonders zu schitzenden Einrichtungen mit wesentlichen Funktionen fiir die
Versorgung der Bevdlkerung und

2. die raumliche Ausdehnung von Versorgungsausfallen zeitnah nach dem Eintritt und deren
voraussichtliche Dauer.

§ 48 BHKG - Einschrankung von Grundrechten

Durch dieses Gesetz werden das Recht auf informationelle Selbstbestimmung (Artikel 2 Absatz 1 in
Verbindung mit Artikel 1 Absatz 1 des Grundgesetzes ), auf kdrperliche Unversehrtheit ( Artikel 2 Absatz 2
Satz 1 des Grundgesetzes ), auf Freiheit der Person ( Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 des Grundgesetzes ) und auf
die Unverletzlichkeit der Wohnung ( Artikel 13 des Grundgesetzes ) eingeschrank.
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§ 49 BHKG - BuBgeldvorschriften
(1) Ordnungswidrig handelt, wer

1. entgegen § 14 Absatz 2 Satz 1 der Dienstleistungspflicht in der Pflichtfeuerwehr nicht nachkommit,
2. vorsatzlich oder fahrlassig einer Anzeigepflicht nach § 27 Absatz 1 Satz 1 zuwiderhandelt,

3. vorsatzlich oder fahrlassig einer aufgrund des § 27 Absatz 3 ergangenen vollziehbaren Anordnung
zuwiderhandelt,

4. entgegen § 29 Absatz 1 die fir die Gefahrenabwehrplanung erforderlichen Angaben nicht macht,

5. entgegen § 29 Absatz 2 die Meldung von Stérungen in der Anlage oder Einrichtung unterlasst, keine
gegen Missbrauch geschitzten Verbindungen einrichtet und unterhalt oder sich nicht an
angeordneten Ubungen und Ausbildungsveranstaltungen nach § 32 Absatz 3 beteiligt,

6. entgegen § 30 Absatz 2 Satz 2 oder § 30 Absatz 4 Satz 1 sowie § 31 die fir die Erstellung,
Uberpriifung, Erprobung oder Uberarbeitung externer Notfallplane erforderlichen Informationen
nicht, nicht rechtzeitig oder nicht vollstandig Gbermittelt,

7. entgegen § 42 eine Meldung nicht oder nicht rechtzeitig erstattet oder Ubermittelt,

8. entgegen § 43 Absatz 1 nicht Hilfe leistet oder entgegen § 43 Absatz 2 ein Hilfsmittel oder ein
Fahrzeug nicht stellt,

9. entgegen § 43 Absatz 3 Gegenstande nicht wegrdumt oder ihre Entfernung nicht duldet,
10. eine Anweisung gemaB § 43 Absatz 5 Satz 2 nicht befolgt,

11. entgegen § 44 Absatz 2 oder 3 den Zutritt oder die Arbeiten nicht duldet, Wasservorrate oder
sonstige Hilfsmittel auf Anordnung nicht zur Verfligung stellt oder nicht zur Benutzung Uberlasst oder
die von der Einsatzleitung angeordneten MaBnahmen nicht duldet.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer GeldbuBe bis zu einer H6he von 50000 Euro geahndet werden.

(3) Verwaltungsbehorde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes Uber Ordnungswidrigkeiten in
der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 ( BGBI. | S. 602 ), das zuletzt durch Artikel 18 des
Gesetzes vom 10. Oktober 2013 ( BGBI. | S. 3786 ) geandert worden ist, ist die értliche Ordnungsbehérde.

§ 50 BHKG — Kostentrager

(1) Die Gemeinden und Kreise haben die Kosten fur die ihnen nach diesem Gesetz obliegenden oder
Ubernommenen Aufgaben zu tragen.

(2) Mit Ausnahme der von den Kreisen zu Ubernehmenden Kosten fur die Leitung und Koordinierung von
Einsatzen gemaB § 4 Absatz 2 und der Kosten fir die Hilfeleistung bei Schadenfeuer durch Feuerwehren
unmittelbar angrenzender Gemeinden im Rahmen des § 39 Absatz 4 tragen die Gemeinden die Kosten der in
ihrem Gebiet und den nach § 3 Absatz 6 zugewiesenen zusatzlichen Einsatzbereichen durchgefiihrten
AbwehrmaBnahmen.

(3) Kreisangehdrige Gemeinden haben dem Kreis geleistete Ausgaben fiir Ubungen sowie fiir Aus- und
Fortbildungsveranstaltungen, die durch die Gemeinde angeordnet wurden zu ersetzen.

(4) Das Land tragt die Kosten fiir die von ihm nach § 5 Absatz 1 , Absatz 2 und Absatz 4 wahrzunehmenden
Aufgaben, fir die von ihm nach § 5 Absatz 5 getroffenen MaBnahmen und Anordnungen und fir die von ihm
nach § 40 Absatz 4 angeordnete auswartige Hilfe. Fiir die Kostentragung nach § 40 Absatz 4 gelten die
Kostenregelungen der Amtshilfe. Das Land Gibernimmt die Kosten seiner Aus- und
Fortbildungsveranstaltungen flr die in Krisenstdben und Einsatzleitungen bei GroBeinsatzlagen und
Katastrophen mitwirkenden Personen ( § 32 Absatz 3 Satz 2).

(5) Das Land tragt die Kosten fiir die zentrale Aus- und Fortbildungsstétte mit Kompetenzzentren zur
Verbesserung und Weiterentwicklung des Brandschutzes, der Hilfeleistung und des Katastrophenschutzes.
Zu den Kosten gehéren die Aufwendungen flr Unterkunft und Verpflegung der
Veranstaltungsteilnehmerinnen und Veranstaltungsteilnehmer. Die von den Gemeinden aufgrund der
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Teilnahme von ehrenamtlichen Angehdérigen 6ffentlicher Feuerwehren an Aus- und Fortbildungen zu
ersetzenden Arbeitsentgelte und Verdienstausfélle ( § 21 Absatz 1 Satz 2 und 3, Absatz 3 ) und
Kinderbetreuungskosten ( § 22 Absatz 1 Satz 2 und 3 ) werden ihnen vom Land erstattet. Entsprechende
Ausgaben werden den Kreisen bei Teilnahme von ehrenamtlichen Kreisbrandmeisterinnen und
Kreisbrandmeistern, ihren Stellvertreterinnen und Stellvertretern an Lehrgéngen ( § 12 Absatz 7 ) vom Land
ersetzt. Fur alle ehrenamtlichen Angehdérigen der Feuerwehren sowie die ehrenamtlichen
Kreisbrandmeisterinnen und Kreisbrandmeister, Stellvertreterinnen und Stellvertreter erstattet das Land den
Gemeinden und Kreisen die notwendigen Fahrgelder.

(6) Das Land leistet Zuschiisse zu den Kosten des Brandschutzes der Gemeinden und Kreise.
Ausgenommen sind die Ausbildung und Fortbildung auf Gemeinde- und Kreisebene sowie der vorbeugende
Brandschutz.

(7) Die Kosten der Betriebsfeuerwehren und der Werkfeuerwehren tragen die Betriebe oder Einrichtungen. In
Féllen einer Hilfeleistung geméaB § 39 Absatz 5 kdnnen die Betriebe oder Einrichtungen Kostenersatz
verlangen. Gleiches gilt fiir die von Gemeinden oder Kreisen angeordnete Mitwirkung an Ubungen, es sei
denn, diese erfolgt im Rahmen der Erfiillung einer gesetzlichen Verpflichtung zur Uberpriifung der
Leistungsfahigkeit.

(8) Das Aufkommen aus der Feuerschutzsteuer ist nur fiir den Brandschutz und die tGbrigen Aufgaben dieses
Gesetzes zu verwenden.

(9) Far Kosten, die aufgrund gesetzlicher Regelungen tber den Katastrophenschutz im Zivilschutz entstehen,
gelten die bundesrechtlichen Bestimmungen.

(10) Ersatzanspriiche der Aufgabentrager nach anderen Rechtsvorschriften bleiben unberihrt.

§ 51 BHKG - Kosten der anerkannten Hilfsorganisationen, Zuwendungen des Landes

(1) Die anerkannten Hilfsorganisationen tragen die durch die vorbereitenden MaBnahmen zur
Gefahrenabwehr aufgrund dieses Gesetzes entstehenden Kosten im Rahmen ihrer Méglichkeiten.

(2) Das Land gewahrt den anerkannten Hilfsorganisationen nach MaBgabe des Haushaltsplans
Zuwendungen fiir die im Interesse des Landes liegenden Ubungen und AusbildungsmaBnahmen und fir
Verwaltungskosten. Es beschafft im Rahmen eines jéhrlich fortzuschreibenden Ausstattungsprogramms nach
MaBgabe des Haushaltsplans Fahrzeuge, Gerate und Spezialausristung und stellt sie den mitwirkenden
anerkannten Hilfsorganisationen fiir geméafi § 18 Absatz 4 Satz 1 aufzustellende Einheiten zur Verfligung. Zu
den Instandhaltungs- und Unterbringungskosten der Ausstattungen fir diese Einheiten gewahrt das Land den
anerkannten Hilfsorganisationen Beihilfen.

§ 52 BHKG - Kostenersatz

(1) Die Einsatze im Rahmen der den Gemeinden und Kreisen nach diesem Gesetz obliegenden Aufgaben
sind unentgeltlich, sofern nicht in Absatz 2 etwas anderes bestimmt ist.

(2) Die Gemeinden kdnnen Ersatz der ihnen durch Einsatze entstandenen Kosten verlangen

1. von der Verursacherin oder dem Verursacher, wenn sie oder er die Gefahr oder den Schaden
vorsatzlich oder grob fahrlassig herbeigeflhrt hat,

2. von der Eigentimerin oder dem Eigentiimer eines Industrie- oder Gewerbebetriebs fir die bei einem
Brand aufgewandten Sonderldsch- und Sondereinsatzmittel,

3. von der Betreiberin oder dem Betreiber von Anlagen oder Einrichtungen gemaB §§ 29 Absatz 1 , 30
Absatz 1 Satz 1 oder 31 im Rahmen ihrer Gefédhrdungshaftung nach sonstigen Vorschriften,

4. von der Fahrzeughalterin oder dem Fahrzeughalter, wenn die Gefahr oder der Schaden bei dem
Betrieb von Kraft-, Schienen-, Luft- oder Wasserfahrzeugen oder eines Anhangers, der dazu
bestimmt ist von einem Kraftfahrzeug mitgefiihrt zu werden, entstanden ist, sowie von dem
Ersatzpflichtigen in sonstigen Féllen der Gefahrdungshaftung,
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5. von der Transportunternehmerin oder dem Transportunternehmer, der Eigentiimerin oder dem
Eigentimer, der Besitzerin oder dem Besitzer oder sonstigen Nutzungsberechtigten, wenn die
Gefahr oder der Schaden bei der Befdérderung von Gefahrstoffen oder anderen Stoffen und
Gegenstanden, von denen aufgrund ihrer Natur, ihrer Eigenschaften oder ihres Zustandes im
Zusammenhang mit der Befdrderung Gefahren fiir die 6éffentliche Sicherheit oder Ordnung,
insbesondere fir die Allgemeinheit, fiir wichtige Gemeinguter, fir Leben und Gesundheit von
Menschen sowie fir Tiere und Sachen ausgehen kénnen oder Wasser gefdhrdenden Stoffen
entstanden ist,

6. von der Eigentimerin oder dem Eigentimer, der Besitzerin oder dem Besitzer oder sonstigen
Nutzungsberechtigten, wenn die Gefahr oder der Schaden beim sonstigen Umgang mit
Gefahrstoffen oder Wasser geféhrdenden Stoffen gemaB Nummer 5 entstanden ist, soweit es sich
nicht um Brénde handelt,

7. von der Eigentimerin oder dem Eigentiimer, der Besitzerin oder dem Besitzer oder sonstigen
Nutzungsberechtigten einer Brandmeldeanlage auBer in Féllen nach Nummer 8, wenn der Einsatz
Folge einer nicht bestimmungsgemaBen oder missbrduchlichen Auslésung ist,

8. von einem Sicherheitsdienst, wenn dessen Mitarbeiterin oder Mitarbeiter eine Brandmeldung ohne
eine fur den Einsatz der Feuerwehr erforderliche Prifung weitergeleitet hat,

9. von derjenigen Person, die vorsatzlich grundlos oder in grob fahrlassiger Unkenntnis der Tatsachen
die Feuerwehr alarmiert hat.

Zu den Einsatzkosten gehdren auch die notwendigen Auslagen flr die kostenpflichtige Hinzuziehung Dritter.

(3) Besteht neben der Pflicht der Feuerwehr zur Hilfeleistung die Pflicht einer anderen Behdrde oder
Einrichtung zur Schadens Verhlitung und Schadensbekdmpfung, so sind der Gemeinde die Kosten flir den
Einsatz vom Rechtstrager der anderen Behérde oder Einrichtung zu erstatten, sofern ein Kostenersatz nach
Absatz 2 Satz 1 nicht méglich ist.

(4) Der Kostenersatz nach Absatz 2 ist durch Satzung zu regeln; hierbei kbnnen Pauschalbetrage festgelegt
werden. Der Kostenersatz darf héchstens so bemessen werden, dass die nach betriebswirtschaftlichen
Grundsatzen insgesamt ansatzfahigen Kosten gedeckt werden. Zu den Kosten gehéren auch die anteilige
Verzinsung des Anlagekapitals und die anteiligen Abschreibungen sowie Verwaltungskosten einschlieBlich
anteiliger Gemeinkosten.

(5) Die Gemeinden kdnnen flr die Durchflihrung der Brandverhiitungsschau ( § 26 ) Gebiihren aufgrund einer
Satzung erheben. Fir die Gestellung von Brandsicherheitswachen und fiir Leistungen der 6ffentlichen
Feuerwehren, die (iber den in diesem Gesetz genannten Aufgabenbereich hinausgehen, kénnen die
Gemeinden Entgelte erheben.

(6) Sofern die Eigentlimerin oder der Eigentlimer, die Besitzerin oder der Besitzer oder sonstige
Nutzungsberechtigte, die oder der besondere MaBnahmen der Léschwasserversorgung zu treffen hat, nicht in
der Lage ist, die erforderliche Menge Léschwasser selbst oder aufgrund einer Vereinbarung durch einen
Dritten vorzuhalten, kann die Tragerin oder der Trager der 6ffentlichen Wasserversorgung in der Gemeinde
sich hierzu gegen besonderes Entgelt bereit erklaren.

(7) Von dem Ersatz der Kosten oder der Erhebung von Entgelten kann abgesehen werden, soweit dies nach
Lage des Einzelfalles eine unbillige Harte ware oder aufgrund gemeindlichen Interesses gerechtfertigt ist.

§ 53 BHKG — Aufsichtsbehérden

(1) Aufsichtsbehorde fiir die kreisangehérigen Gemeinden ist die Landratin oder der Landrat als untere
staatliche Verwaltungsbehdrde.

(2) Aufsichtsbehorde fiir die kreisfreien Stadte und die Kreise ist die Bezirksregierung. Sie ist gleichzeitig
obere Aufsichtsbehérde fiir die kreisangehérigen Gemeinden.

(3) Oberste Aufsichtsbehorde ist das fiir Inneres zustéandige Ministerium.
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§ 54 BHKG - Unterrichtungs- und Weisungsrechte

(1) Die Aufsichtsbehdrden kénnen sich jederzeit iber die Wahrnehmung der den Gemeinden und Kreisen
nach diesem Gesetz obliegenden Aufgaben unterrichten. Sie sind berechtigt, jederzeit den Leistungsstand
der Einheiten und Einrichtungen nach diesem Gesetz zu tberprifen. Die kreisfreien Stadte und Kreise haben
bei GroBeinsatzlagen oder Katastrophen unverziglich die Aufsichtsbehérde tber Art und Umfang des
Ereignisses sowie die getroffenen MaBnahmen zu unterrichten.

(2) Die Aufsichtsbehérden kdnnen Weisungen erteilen, um die gesetzmaBige Erfillung der den Gemeinden
und Kreisen nach diesem Gesetz obliegenden Aufgaben zu sichern.

(8) Zur zweckmaBigen Erfiillung dieser Aufgaben kann die oberste Aufsichtsbehdrde allgemeine Weisungen
erteilen, um die gleichmaBige Durchfiihrung der Aufgaben nach diesem Gesetz zu sichern. Hierzu gehéren
insbesondere Regelungen ber die Gliederung, Fihrung, Ausstattung, Ausbildung und Fortbildung der
Offentlichen Feuerwehren, das Verfahren bei Ersatzleistungen nach § 21, § 22 Absatz 1 und § 50 Absatz 5,
die Einsatzbereiche nach § 3 Absatz 6 , die Dienstkleidung der Feuerwehrangehdrigen, die Tatigkeit der
Kreisbrandmeisterinnen und Kreisbrandmeister nach § 12, die Leitstellen nach § 28 , die Notrufabfragestellen
der kreisangehdrigen Gemeinden nach § 28 Absatz 4 , die Léschwasserversorgung nach § 3 Absatz 2 sowie
die Organisation der gegenseitigen, der landesweiten und der auswartigen Hilfe nach §§ 39 und 40 .

(4) Kommt bei GroBeinsatzlagen oder Katastrophen die Gemeinde oder der Kreis der Weisung der
Aufsichtsbehdrde nicht innerhalb einer bestimmten Frist nach, so kann die Aufsichtsbehérde die Befugnisse
der Gemeinde oder des Kreises in entsprechender Anwendung des § 123 Absatz 2 der Gemeindeordnung
und des § 57 Absatz 3 der Kreisordnung selbst ausliben oder die Austibung einem anderen lbertragen.

(5) Weisungen zur Erledigung einer bestimmten Einsatzaufgabe bei einer GroBeinsatzlage oder einer
Katastrophe fuhrt die Oberbirgermeisterin oder der Oberbirgermeister, die Landratin oder der Landrat als
staatliche Verwaltungsbehérde durch, sofern die Aufsichtsbehdrde dies in der Weisung festlegt.

(6) Werden Gebiete mehrerer kreisfreier Stadte oder Kreise von einer GroBeinsatzlage oder einer
Katastrophe betroffen, so kann die gemeinsame Aufsichtsbehdrde eine von diesen Kdrperschaften mit der
Leitung der AbwehrmaBnahmen beauftragen. Die Aufsichtsbehdrden kénnen im Ubrigen die Leitung der
AbwehrmaBnahmen an sich ziehen, wenn der Erfolg der AbwehrmaBnahmen ansonsten nicht sichergestellt
erscheint. Auch dann wirken die bisher Zustandigen bei den AbwehrmaBnahmen mit.

§ 55 BHKG - Zustandigkeiten anderer Behdrden

(1) Auf Einrichtungen und Anlagen der Bundeswehr, der BundesfernstraBenverwaltung und der
BundeswasserstraBenverwaltung finden die §§ 15, 16, 26, 29 , 39 und 40 keine Anwendung.

(2) Far Betriebe oder Einrichtungen, die der Bergaufsicht unterliegen, finden die §§ 15, 26, 29, 39 und 40
keine Anwendung. FUr diese Betriebe oder Einrichtungen entscheidet Uber die Verpflichtung nach § 16
Absatz 1 Satz 2, die Anerkennung nach § 16 Absatz 1 Satz 3 und, soweit es sich ausschlieBlich um der
Bergaufsicht unterliegende Betriebe oder Einrichtungen handelt, Gber die Anerkennung nach § 16 Absatz 3
Satz 2 die Bergbehdrde im Einvernehmen mit der Bezirksregierung. Gleiches gilt fiir die Uberpriifung nach
§ 16 Absatz 1 Satz 5.

§ 56 BHKG — Verordnungs- und Satzungsermachtigungen
(1) Das fur Inneres zustandige Ministerium wird erméchtigt, durch Rechtsverordnung Vorschriften tber

1. die Organisation des Brandschutzes, der Hilfeleistung und des Katastrophenschutzes auf dem
Rhein sowie die Einsatzbereiche der Ldschboote ( § 6 ),

2. die Aufnahme, die Laufbahnen und das Ausscheiden der ehrenamtlichen Angehdérigen der
Feuerwehren ( § 9 ) und der ehrenamtlichen Kreisbrandmeisterinnen und Kreisbrandmeister ( § 12 ),

3. die Voraussetzungen fur die Anerkennung, die Anordnung und die Aufhebung der Anordnung oder
Anerkennung, die Organisation und die Ausstattung einer Werkfeuerwehr sowie die Aus- und
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Fortbildung der Angehdrigen einer Werkfeuerwehr ( § 16 ),

4. die Hohe der Reisekostenpauschale und der Aufwandsentschadigung sowie des
Regelstundensatzes und des Hichstbetrags fiir Bezirksbrandmeisterinnen und Bezirksbrandmeister
sowie ihre Vertreterinnen und Vertreter ( § 12 Absatz 7 ) und

5. die Struktur, Starke und Ausstattung der nach diesem Gesetz mitwirkenden Einheiten

zu erlassen.

(2) Die Unfallkasse Nordrhein-Westfalen wird ermachtigt, durch Satzungsbeschluss freiwillige
Unterstitzungsleistungen fir ehrenamtliche Angehérige der Feuerwehren in Nordrhein-Westfalen zu
erbringen.

§ 57 BHKG — Anhorung von Verbanden

Vor wichtigen allgemeinen Entscheidungen mit landesweiter Bedeutung in Fragen des Brandschutzes, der
Hilfeleistung und des Katastrophenschutzes soll den auf Landesebene tatigen Feuerwehrverbanden, den
Spitzenorganisationen nach § 93 des Landesbeamtengesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW . S. 310,

ber. S. 642), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 17. Mai 2018 (GV. NRW. S. 244) geéndert worden
ist, den kommunalen Spitzenverbanden sowie den mitwirkenden anerkannten Hilfsorganisationen
Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben werden.

§ 58 BHKG — Ubergangsbestimmungen

(1) Bedienstete, welche die in § 25 Satz 2 und § 26 Absatz 1 genannten Aufgaben bereits nach § 22 und § 23
Absatz 1 des Gesetzes Uber den Feuerschutz und die Hilfeleistung in der Fassung vom 25. Februar 1975
(GV. NRW. S. 182), zuletzt geéndert durch Gesetz vom 14. Marz 1989 (GV. NRW. S. 102), durchgeflhrt
haben und keine Ausbildung fir die Laufbahn des ersten oder zweiten Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 2
des feuerwehrtechnischen Dienstes besitzen, kdnnen diese Aufgaben auch weiterhin wahrnehmen.

(2) Die Gemeinden kdnnen hauptberufliche Krafte der Freiwilligen Feuerwehren, die bei Inkrafttreten des
Gesetzes Uber den Feuerschutz und die Hilfeleistung in der Fassung vom 10. Februar 1998

(GV. NRW. S. 122) nicht Beamte des feuerwehrtechnischen Dienstes waren, auch nach Inkrafttreten dieses
Gesetzes weiter im Brandschutz, bei der Hilfeleistung und im Katastrophenschutz einsetzen.

(3) Bis zum Ablauf der laufenden Amtszeit der bei Inkrafttreten des Gesetzes bereits bestellten Leiterin oder
des Leiters der Feuerwehr und ihrer Stellvertreterinnen und Stellvertreter kann abweichend von § 11 Absatz 1
eine dritte Stellvertreterin oder ein dritter Stellvertreter in die Leitung der Feuerwehr berufen werden, soweit
dies notwendig ist, um die Leiterin oder den Leiter einer standig besetzten Feuerwache gemaB § 11 Absatz 2
in die Feuerwehrleitung zu berufen.

§ 59 BHKG - Inkrafttreten, AuBerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2016 in Kraft. Zum gleichen Zeitpunkt tritt das Gesetz Uber den Feuerschutz
und die Hilfeleistung vom 10. Februar 1998 (GV. NRW. S. 122), das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom
23. Oktober 2012 (GV. NRW. S. 474) geéndert worden ist, auBer Kraft.

25 © 2022 Wolters Kluwer Deutschland GmbH - Gesetze des Bundes und der Lander, 26.08.2022



	© 2022 Wolters Kluwer Deutschland GmbH - Gesetze des Bundes und der Länder, 26.08.2022

